
   

        

           

          

            

     

            

        

         

          

             

       

  

             

  

             

           

          

     

      

             

         

     

             

   
      

        

           

        

            

          

       

 

        

           

       

         

           

          

      

           

        

       

    

Nr. § Absatz Vorgeschlagene Änderung Begründung Unternehmen/ Verband etc. 

1 Allgemeines Die Einführungszeiten und Umsetzungszeiten sind in den Konsultationsdokumenten nicht 

ersichtlich bzw. kaum nachvollziehbar. Einige Anpassungen in den Modalitäten für die 

Regelreserveanbieter machen Eingriffe in den zentralen Leitsystemen notwendig. Ein Zeitraum 

von zwölf Monaten sollte deshalb auf jeden Fall zwischen der Veröffentlichung der gültigen 

Modalitäten und dem Inkrafttreten der Modalitäten liegen. 

Es ist zu erwarten, dass die Einführung der neuen Abrechnungsmodalitäten Änderungen in den Leitsystemen 

der Regelreserveanbieter notwendig machen. Diese Änderungen erfordern in der Regel, dass externe 

Leitsystemspezialisten herangezogen werden müssen. Hier sind die Regelreserveanbieter auf Dritte 

angewiesen, die durch die Regelreserveanbieter nicht direkt beeinflussbar sind. Eine Beauftragung ist jedoch 

erst möglich, wenn die Modalitäten auch final abgestimmt und gültig sind. Zwölf Monate erscheineb hier für 

eine Umsetzung die absolut untere Grenze zu sein. 

TIWAG-Tiroler Wasserkraft 

AG 

2 Allgemeines Die Vorgaben zur Berücksichtung der FCR bei der Abrechnung von aFRR und mFRR sind nicht 

sehr klar geregelt. 

Für die Umsetzung der Anpassungen der Leitsysteme ist hier eine spezifischere Formulierung notwendig. TIWAG-Tiroler Wasserkraft 

AG 

3 Allgemeines Der Bundesverband der Energie und Wasserwirtschaft (BDEW) vertritt ca. 1900 Unternehmen 

der Branche in Deutschland. Das Spektrum der Mitglieder reicht von lokalen und kommunalen 

über regionale bis hin zu überregionalen Unternehmen. 

Sie repräsentieren rund 90 Prozent des Stromabsatzes in Deutschland. 

Der BDEW bedankt sich bei der Bundesnetzagentur (BNetzA) für die Möglichkeit, zum Antrag

der Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB) zu den Modalitäten für Regelreserveanbieter – 

Abrechnung der Regelreserveanbieter Stellung zu nehmen.

Da die BNetzA einen Antrag der ÜNB konsultiert, haben sich die ÜNB bei der Erstellung der 

Stellungnahme im BDEW enthalten. 

BDEW 

4 Allgemeines Hintergrund und Zusammenfassung der wichtigsten Punkte 

Der Regelreservemarkt unterliegt derzeit vielen und erheblichen Anpassungen, sowohl auf 

europäischer als auch auf nationaler Ebene. Auch wenn dadurch eine hohe Komplexität 

entsteht, empfiehlt der BDEW eine geordnete Vorgehensweise und eine transparente

Kommunikation. Die Modalitäten wurden bereits im Frühjahr 2018 von den ÜNB und im Sommer 

2018 von der BNetzA konsultiert. Zudem wurden Teile der Modalitäten zur Umsetzung des 

Regelarbeitsmarkts bereits mit dem Beschluss BK6-18-004 RAM im Oktober 2018 durch die 

BNetzA genehmigt. 

Aus den Modalitäten muss hervorgehen, zu welchem Zeitpunkt mit welchen Anpassungen zu 

rechnen ist. In einem Markt, der ohnehin schon so vielen Veränderungen unterliegt, sollte 

vermehrt darauf geachtet werden, dass die prozedurale Vorgehensweise zur Einführung der 

Anpassungen klar ist. Zudem sollte deutlich gemacht werden, welche Wechselwirkungen zwi­

schen den einzelnen Teilaspekten der Modalitäten bestehen. Der Teil der Modalitäten zur 

Pönalisierung von Regelreserveanbietern, der Teil dieser Konsultation ist, müsste bereits final 

ausgestaltet und genehmigt sein, bevor es zur Einführung des Regelarbeitsmarkts kommen

kann. Nach Angaben der ÜNB ist eine Anpassung der Pönalisierung mit Umsetzung des 

Regelarbeitsmarkts notwendig, da die derzeitige Pönalisierung auf Leistungsentgelte abzielt. 

Bei nicht erbrachten Regelarbeitsgeboten, die kein dazugehöriges Leistungsgebot aufweisen, 

könnte daher keine Pönalisierung erfolgen. 

BDEW 



   

          

           

          

         

         

      

              

     

           

           

         

      

           

           

        

   

        

        

             

      

  

           

    

         

      

          

            

           

       

          

         

  

           

             

             

            

           

         

 

          

           

           

         

        

           

           

          

         

          

       

             

         

 

         

          

       

             

         

  

Nr. § Absatz Vorgeschlagene Änderung Begründung Unternehmen/ Verband etc. 

5 Allgemeines Die von den ÜNB beantragte Verschiebung der Einführung des Regelarbeitsmarkts auf den 2. 

November 2020 ist immer noch nicht von offizieller Seite bestätigt und genehmigt worden.

Marktteilnehmer und ÜNB stellen sich dennoch auf die Einführung des Regelarbeitsmarkts zum 

genannten Datum ein. Eine weitere Verschiebung des Einführungsdatums sieht der BDEW nicht 

als zielführend an. Vielmehr sollten die Modalitäten für Regelreserveanbieter zeit-nah und mit 

angemessenen Test- und Umsetzungsfristen genehmigt werden.

Der BDEW bedankt sich bei den ÜNB für den vorliegenden angepassten Vorschlag und die 

Berücksichtigung angemerkter Punkte aus den beiden vorangegangenen Konsultationsverfah­

ren. Insbesondere begrüßt der BDEW, dass die Einführung von „marginal pricing“ in die 

Modalitäten mit aufgenommen wurde. Auch wenn „marginal pricing“ erst mit Einführung der 

Plattfor-men PICASSO und MARI vorgesehen ist, sollte die Ausgestaltung des zukünftigen 

Zielmarkt-designs frühzeitig ausgestaltet und an die Marktteilnehmer kommuniziert werden. 

In jedem Fall muss gewährleistet und sichergestellt sein, dass Marktteilnehmer alle Produkte der 

Regelreserve: PRL, SRL und MRL anbieten können. Dabei dürfen Anforderungen nicht so 

gestellt werden, dass die Teilnahme am zeitlich vorangegangen Markt zu Nachteilen auf dem 

zeitlich darauffolgenden Markt führt.

Das von den ÜNB überarbeitete Pönalisierungssystem enthält zwar ein eskalationsbasiertes 

Verfahren, jedoch stellt es eine deutliche Verschärfung der bisher geltenden Pönalisierungsre­

geln dar und führt daher zu einer Überpönalisierung der Marktteilnehmer. Insbesondere mit der 

Harmonisierung des europäischen Regelreservemarkts stellt dies einen Wettbewerbsnachteil für 

deutsche Regelreserveanbieter dar. 

BDEW 

6 Allgemeines Im aktuellen Vorschlag wurde seitens der ÜNB auf ein Kapitel zu Einführungszeiten und Um­

setzungsfristen für die verschiedenen Komponenten des Vorschlags verzichtet.

Im bilateralen Austausch und in Workshops mit den ÜNB wurde aber bereits angedeutet, dass 

die Inhalte des Vorschlags stufenweise eingeführt werden sollen. 

Der BDEW möchte an der Stelle bereits frühzeitig darauf hinweisen, dass insbesondere die 

Umstellung der Abrechnungsprozesse in der aFRR / mFRR größere Eingriffe in Kernsysteme 

und Logiken von Marktteilnehmern erfor-dern kann. Die Umsetzungsfrist sollte, nach einer 

entsprechenden Testphase, daher mindes-tens 12 Monaten betragen. Ein Auseinanderfallen 

von festgelegtem und realistischem Umset-zungszeitraum, wie es der Fall zur Umsetzung des 

Regelarbeitsmarkts war, sollte für diese Vorschlagselemente in jedem Fall vermieden werden. 

BDEW 

7 Allgemeines Bewertung des Vorschlages im Detail 

Es sollte darauf geachtet werden, dass für die Marktteilnehmer eine Erbringung von FCR und 

aFRR möglich ist. Bei der Berechnung der Fehlerbringung der aFRR wird mit den derzeitigen 

Vorgaben der Sollwert der FCR ab der ersten Sekunde abgezogen. Tatsächlich hat der 

Regelreserveanbieter zur Erbringung der FCR aber 30 Sekunden Zeit. Das kann zu einer 

Fehlerbringung bei der aFRR führen, obwohl alle Toleranzen eingehalten wurden. Es ist daher 

notwen-dig, ein System für eine verursachergerechte Fehlerzuordnung auf die verschiedenen 

Regelleistungsarten vorzusehen. 

Um den täglichen Prüfprozess für die abrechnungsrelevanten Daten durchführen zu können, ist 

täglich eine Verarbeitung von 86.400 Sekundenwerten notwendig. In dem vom ÜNB zur 

Verfügung gestellten Excel Sheet ist das nur bedingt möglich, weshalb eine Implementierung 

der vorgegebenen Rechenalgorithmen in IT-Systemen notwendig ist. Die Rechenalgorithmen 

müssen vom Regelreserveanbieter vorab programmiert werden. Dies stellt einen zusätzlichen 

initialen Aufwand beim Anbieter dar, der mit zeitaufwändigen täglichen Prozessen verbunden ist. 

Der BDEW regt daher an, dass die ÜNB entweder auf diese Gegebenheiten Rücksicht nehmen 

oder ein Datenformat nutzen, dass eine einfachere Verarbeitung der Daten ermöglicht. 

BDEW 

8 Allgemeines Die Berechnung der Regelleistungsistwerte sollte als Anlage zu den Modalitäten ergänzt 

werden. Diese ist insbesondere erforderlich, wenn eine Anlage mehrere Produkte erbringt und 

bei der Abrechnung die erbrachte Leistung jedes Produktes bestimmt werden muss. 

Ein solcher Ansatz muss in der IT implementiert bzw. vorgesehen werden. Daher ist ein klarer Ansatz 

erforderlich. Eine ausreichende Vorlaufzeit bei der Umsetzung ist ebenfalls zu berücksichtigen. 

UNIPER SE 

9 Allgemeines Die Berechnung der Regelleistungsistwerte sollte als Anlage zu den Modalitäten ergänzt 

werden. Diese ist insbesondere erforderlich, wenn eine Anlage mehrere Produkte erbringt und 

bei der Abrechnung die erbrachte Leistung jedes Produktes bestimmt werden muss. 

Ein solcher Ansatz muss in der IT implementiert bzw. vorgesehen werden. Daher ist ein klarer Ansatz 

erforderlich. Eine ausreichende Vorlaufzeit bei der Umsetzung ist zu berücksichtigen. 

VGB PowerTech e.V. 



   

                  

      

     

                

          

             

  

  

                 

            

          

            

            

          

               

       

            

    

 

 

         

            

   

           

     

 

 

         

          

          

      

             

         

 

                     

              

             

          

        

           

  

 

                 

            

           

            

           

        

             

         

 

                

          

           

           

         

       

 

                    

         

      

 

             

            

           

            

          

         

Nr. § Absatz Vorgeschlagene Änderung Begründung Unternehmen/ Verband etc. 

10 Allgemeines Die regelzonenübergreifende Besicherung für FCR, aFRR und mFRR sollte weiterbestehen. Diese galt bisher und ist für den Marktzugang kleiner Anbieter sehr wichtig. ENGIE Deutschland AG 

11 Allgemeines Die regelzonenübergreifende Besicherung ist analog der regelzoneninternen Besicherung 

mittels Poolbesicherung durch den Anbieter sicherzustellen. 

Derzeit wird die vermarktbare Leistung vom ÜNB einseitig um die besicherte Leistung reduziert. Damit ist der 

Poolingeffekt hinfällig und eine regelzonenübergreifende Besicherung konterkariert. Wenn die Lieferung 

nicht erbracht wird greifen die Pönalen und dadurch ist der Anreiz hoch genug sich als Anbieter 

vertragskonform zu verhalten. 

ENGIE Deutschland AG 

12 Allgemeines §17: Wir schlagen vor, die Möglichkeit der regelzonenübergreifenden FCR-Besicherung zu 

schaffen. 

Die notwendigen Prozesse sind bereits für die MRL/SRL implementiert. Entelios AG 

13 Allgemeines In den Modalitäten muss klar und übersichtlich dargestellt werden, wann welche Änderungen in 

Kraft treten und somit für welchen Zeitraum welche Regelung gültig ist. 

Zwar berücksichtigt der Entwurf der Modalitäten für aFRR schon die entsprechenden Änderungen im Zuge 

der Einführung der europäischen Plattform Picasso. Allerdings ist dies für mFRR noch nicht der Fall. So 

entspricht im vorliegenden Entwurf beispielsweise die Reihenfolge von Direkt- und Fahrplanaktivierung nicht 

der in MARI vorgesehenen. Auch sind die Besonderheiten bei der Abrechnung von über zwei Viertelstunden 

andauernden Aktivierungen im Zusammenspiel mit unterschiedlichen grenzüberschreitenden Grenzpreisen 

und Gebotspreisen noch nicht beschrieben. Deshlab muss deutlicher gemacht werden, für welchen Teil der 

Modalitäten welcher Gültigkeitsbereich genau vorgesehen ist. 

EnBW Energie Baden-

Württemberg AG 

14 Allgemeines Grundsätzlich muss die Umsetzungsfrist für die sekündliche Abrechung ausreichend bemessen 

sein. Wir schlagen eine Umsetzungsfrist von mindestens 6 Monaten vor. Vor Inbetriebnahme ist 

eine erfolgreiche Testphase erforderlich. 

Es sind zahlreiche IT-System betroffen, wo zT erhebliche Anpassungsmaßnahmen erforderlich sind. Die 

aktuelle Covid-19 Situation erschwert diese Umsetzung zusätzlich. 

EnBW Energie Baden-

Württemberg AG 

15 Allgemeines Die regelzonenübergreifende Besicherung für FCR sollte weiterbestehen. Die Berechnung der 

Regelleistungsistwerte sollte als Anlage zu den Modalitäten ergänzt werden. Diese ist 

insbesondere erforderlich, wenn eine Anlage mehrere Produkte erbringt und bei der 

Abrechnung die erbrachte Leistung jedes Produktes bestimmt werden muss. 

Ein solcher Ansatz muss in der IT implementiert bzw. vorgesehen werden. Daher ist ein klarer Ansatz 

erforderlich. Eine ausreichende Vorlaufzeit bei der Umsetzung ist zu berücksichtigen. 

EFET Deutschland 

16 Allgemeines Klare Definition für welchen Zeitraum welche Regelung gültig sein soll Während die Modalitäten für aFRR schon auf die Änderungen mit der europäischen Plattform

einhergehenden Änderungen angepasst sind, ist das für mFRR noch nicht der Fall. Zum Beispiel entspricht 

die Reihenfolge von Direkt- und Fahrplanaktivierung nicht der in MARI vorgesehenen. Auch sind die 

Besonderheiten bei der Abrechnung von über zwei Viertelstunden andauernde Aktivierungen im 

Zusammenspiel mit unterschiedlichen grenzüberschreitenden Grenzpreisen und Gebotspreisen noch nicht 

beschrieben. Aus diesem Grund sollte deutlicher gemacht werden, für welchen Teil der Modalitäten welcher 

Gültigkeitsbereich vorgesehen ist. 

EFET Deutschland 

17 Allgemeines Die Umsetzungsfrist nach § 39 (3) muss geändert werden Die geplante Umstellung der Abrechnung auf ein sekundengenaues Verfahren bedingt tiefgehende Eingriffe 

in die IT-Systeme der Anbieter. Dafür müssen genaue Anforderungen definiert werden, IT-Anbieter angefragt 

und beauftragt werden usw. Wir fordern daher eine Umsetzungsfrist von mindestens zwölf Monaten ab 

Beschluss der Bundesnetzagentur in Verbindung mit einem verbindlichen Projektplan der ÜNB, nach dem die 

exakte mathematische Formulierung der Abrechnung sowie die Spezifikation von Schnittstellen, Formaten 

und Prozessen bis spätestens neun Monate vor dem Umsetzungstermin veröffentlicht werden. 

Eine anscheinend in Rede stehende Umsetzung einzelner Teile der hier konsultierten Modalitäten schon 

zum 01.11.2020, also mit Beginn des Regelarbeitsmarkts, lehnen wir aus den genannten Gründen ab. 

Trianel GmbH 

18 Allgemeines "… hat der ÜNB das Recht …" An rund zehn Stellen der hier konsultierten Regeln wollen sich die ÜNB ein Recht auf besondere 

Forderungen an die Anbieter einräumen lassen. Fast immer handelt es sich dabei um eine 

"Anreizkomponente", d. h. Strafzahlung. Wir halten es in jedem Einzelfall oder generell für notwendig

klarzustellen, nach welchen Kriterien die ÜNB dieses Recht gelten machen wollen. Soll es 

Einzelfallbetrachtungen geben, soll es zunächst Ermahnungen geben oder sollen diese Berechtigungen 

womöglich automatisiert in jedem Einzelfall und immer ausgeübt werden? 

Trianel GmbH 

19 Allgemeines Verzicht auf die Streichung von § 17 Auch für FCR sollte die regelzonenübergreifende Besicherung ermöglicht werden. Die BNetzA hatte in ihrem

Beschluss BK6-18-006 eine derartige Besciherung befürwortet und die ÜNB darum gebeten, eine solche 

Besicherung zu prüfen. Dies sollten die ÜNB nun zeitnah tun. 

Trianel GmbH 

20 8 3 Der Vorhaltungszeitraum aller erforderlichen Daten von maximal zwei Monaten sollte auf eine 

einheitlich feste Dauer von maximal 30 Tagen angepasst werden. Die Vorhaltung aller 

erforderlichen Daten durch den Regelreserveanbieter liegen bei einer Auflösung der Messwerte 

im Sekundenbereich mit dem angegebenen Zeitraum von maximal zwei Monaten deutlich über 

dem marktüblichen Archivierungsstandard aus der Leittechnik mit 30 Tagen. Eine solch lange 

Vorhaltung ist mit erhöhtem Aufwand und Anpassungen in der Leittechnik verbunden. 

BDEW 



   

           

           

         

            

          

          

           

          

          

                

        

           

               

              

          

          

             

 

           

           

         

            

          

          

           

          

          

                

        

           

               

              

          

          

             

  

           

 

               

      

  

            

 
           

     

         

   

 

 

            

    

            

      

            

            

  

  

          

              

               

        

 

           

           

         

            

          

          

           

          

          

                

        

           

               

              

          

          

             

 

             

      

 

                 

             

      

            

            

 

                    

         

  

 

Nr. § Absatz Vorgeschlagene Änderung Begründung Unternehmen/ Verband etc. 

21 8 3 In begründeten Fällen unterstützt der Regelreserveanbieter den Anschluss-ÜNB bei dessen 

Kontrolle der Vorhaltung und Erbringung von FCR/aFRR/mFRR und stellt ihm weitere für die

Überprüfung erforderliche verfügbare Informationen (auch in elektronischer Form), sofern sie

nicht dem Anschluss-ÜNB bereits auf sonstige Weise in geeigneter Form zur Verfügung stehen, 

auf Anfrage bereit. Zur eindeutigen Abgrenzung der gelieferten FCR/aFRR/mFRR von der

sonstigen Erzeugung/Last sind dem Anschluss-ÜNB alle hierzu erforderlichen Daten (z.B. 

Einsatzfahrpläne) zur Verfügung zu stellen soweit der Regelreserveanbieter über diese verfügt.

Diese Daten sind bei Aufforderung durch den jeweiligen Anschluss-ÜNB rückwirkend für einen 

Zeitraum von maximal 30 Tagen Monaten auf eigene Kosten von den Regelreserveanbietern 

bereitzustellen. 

Eine Frist von 10 Tagen für die Bereitstellung von Daten, die über die definierten bzw. festgelegten Daten 

hinausgehen, ist nicht angemessen. Der Regelreserveanbieter ertüchtigt seine IT, damit die geforderten 

Daten in der richtigen Qualität zeitgerecht zur Verfügung stehen. Zusätzlich Daten bedingen ggf. 

Änderungen in der IT bzw. müssen die Datenreihen berechnet oder erzeugt werden. Da solche zusätzlichen 

Daten nicht Bestandteil der Modalitäten sind, kann eine Frist von 10 Tagen nicht greifen. Der 

Regelreserveanbieter hat grundsätzlich auch das eigene Interesse die Daten möglichst schnell 

bereitzustellen, damit eine ordnungsgemäße Abrechnung zeitnah erfolgt. Die Anforderung Anschluss-ÜNB ist 

zu begründen, da diese Kosten verursacht, damit die Notwendigkeit für den Anbieter ersichtlich wird. 

UNIPER SE 

22 8 3 In begründeten Fällen unterstützt der Regelreserveanbieter den Anschluss-ÜNB bei dessen 

Kontrolle der Vorhaltung und Erbringung von FCR/aFRR/mFRR und stellt ihm weitere für die

Überprüfung erforderliche verfügbare Informationen (auch in elektronischer Form), sofern sie

nicht dem Anschluss-ÜNB bereits auf sonstige Weise in geeigneter Form zur Verfügung stehen, 

auf Anfrage bereit. Zur eindeutigen Abgrenzung der gelieferten FCR/aFRR/mFRR von der

sonstigen Erzeugung/Last sind dem Anschluss-ÜNB alle hierzu erforderlichen Daten (z.B. 

Einsatzfahrpläne) zur Verfügung zu stellen soweit der Regelreserveanbieter über diese verfügt.

Diese Daten sind bei Aufforderung durch den jeweiligen Anschluss-ÜNB rückwirkend für einen 

Zeitraum von maximal 30 Tagen Monaten auf eigene Kosten von den Regelreserveanbietern 

bereitzustellen. 

Eine Frist von 10 Tagen für die Bereitstellung von Daten, die über die definierten bzw. festgelegten Daten 

hinausgehen, ist nicht angemessen. Der Regelreserveanbieter ertüchtigt seine IT, damit die geforderten 

Daten in der richtigen Qualität zeitgerecht zur Verfügung stehen. Zusätzlich Daten bedingen ggf. 

Änderungen in der IT bzw. müssen die Datenreihen berechnet oder erzeugt werden. Da solche zusätzlichen 

Daten nicht Bestandteil der Modalitäten sind, kann eine Frist von 10 Tagen nicht greifen. Der 

Regelreserveanbieter hat grundsätzlich auch das eigene Interesse die Daten möglichst schnell 

bereitzustellen, damit eine ordnungsgemäße Abrechnung zeitnah erfolgt. Die Anforderung Anschluss-ÜNB ist 

zu begründen, da diese Kosten verursacht, damit die Notwendigkeit für den Anbieter ersichtlich wird. 

VGB PowerTech e.V. 

23 8 3 Die notwendigen Daten sind unverzüglich, spätestens jedoch nach einem Monat zur Verfügung 

zu stellen. 

Die Frist von 10 Tagen ist zu kurz, da es sich ggf. um nicht automatisiert verfügbare Daten handelt und diese 

dann manuell aufbereitet und geprüft werden müssen. 

ENGIE Deutschland AG 

24 8 3 Die Vorhaltefrist ist von max 2 Monaten auf max. 1 Monat zu verkürzen EnBW Energie Baden-

Württemberg AG 
25 8 3 Es ist eine Spezifizierung zu ergänzen, dass die beschriebene Zurverfügungstellung von Daten 

nur in begründeten Fällen erfolgen kann. 

Die zusätzliche Datenerhebung erzeugt Zusatzkosten bei den betroffenen Marktteilnehmern, die auf das 

erforderliche Minimum begrenzt sein sollten. 

EnBW Energie Baden-

Württemberg AG 

26 8 3 Der Vorhaltungszeitraum aller erforderlichen Daten von maximal zwei Monaten sollte auf 

maximal einen Monat angepasst werden. 

Die Vorhaltung aller erforderlichen Daten durch den Regelreserveanbieter liegen bei einer Auflösung der 

Messwerte im Sekundenbereich mit dem angegebenen Zeitraum 

von maximal 2 Monaten deutlich über dem marktüblichen Archivierungsstandard aus der Leittechnik mit 30 

Tagen. Eine solch lange Vorhaltung ist mit erhöhtem Aufwand und Anpassungen in der Leittechnik 

verbunden. 

Lausitz Energie Kraftwerke 

AG 

27 8 3 letzter Satz: 

Diese Daten sind bei Aufforderung durch den jeweiligen Anschluss-ÜNB innerhalb von 10 

Arbeitstagen rückwirkend für einen Zeitraum von maximal 30 Tagen auf eigene Kosten von den 

Regelreserveanbietern bereitzustellen. 

Der Vorhaltungszeitraum ist mit maximal zwei Monaten zu lang und ungenau. Es sollte auf eine feste Dauer 

abgestellt werden. Diese sollte nicht länger als 30 Tage sein. 

Statkraft Markets GmbH 

28 8 3 In begründeten Fällen unterstützt der Regelreserveanbieter den Anschluss-ÜNB bei dessen 

Kontrolle der Vorhaltung und Erbringung von FCR/aFRR/mFRR und stellt ihm weitere für die

Überprüfung erforderliche verfügbare Informationen (auch in elektronischer Form), sofern sie

nicht dem Anschluss-ÜNB bereits auf sonstige Weise in geeigneter Form zur Verfügung stehen, 

auf Anfrage bereit. Zur eindeutigen Abgrenzung der gelieferten FCR/aFRR/mFRR von der

sonstigen Erzeugung/Last sind dem Anschluss-ÜNB alle hierzu erforderlichen Daten (z.B. 

Einsatzfahrpläne) zur Verfügung zu stellen soweit der Regelreserveanbieter über diese verfügt.

Diese Daten sind bei Aufforderung durch den jeweiligen Anschluss-ÜNB rückwirkend für einen 

Zeitraum von maximal 30 Tagen Monaten auf eigene Kosten von den Regelreserveanbietern 

bereitzustellen. 

Eine Frist von 10 Tagen für die Bereitstellung von Daten, die über die definierten bzw. festgelegten Daten 

hinausgehen, ist nicht angemessen. Der Regelreserveanbieter ertüchtigt seine IT, damit die geforderten 

Daten in der richtigen Qualität zeitgerecht zur Verfügung stehen. Zusätzlich Daten bedingen ggf. 

Änderungen in der IT bzw. müssen die Datenreihen berechnet oder erzeugt werden. Da solche zusätzlichen 

Daten nicht Bestandteil der Modalitäten sind, kann eine Frist von 10 Tagen nicht greifen. Der 

Regelreserveanbieter hat grundsätzlich auch das eigene Interesse die Daten möglichst schnell 

bereitzustellen, damit eine ordnungsgemäße Abrechnung zeitnah erfolgt. Die Anforderung Anschluss-ÜNB ist 

zu begründen, da diese Kosten verursacht, damit die Notwendigkeit für den Anbieter ersichtlich wird. 

EFET Deutschland 

29 8 3 "… auf Anfrage bereit. Diese Anfrage ist von Anschluss-ÜNB mit einer belastbaren Begründung 

für ein Fehlverhalten des Anbieters zu versehen. Zur eindeutigen …" 

selbsterklärend Trianel GmbH 

30 8 3 "… rückwirkend für einen Zeitraum von sechs Wochen auf …" Die Aufbewahrungspflicht von sechs Wochen entspricht den aktuell gültigen Vorgaben, worauf unser 

Leitsystem auch ausgelegt ist. Dessen Aufrüstung zur Speicherung von Sekundendaten für neun Wochen 

würde unangemessen hohe Kosten verursachen. Hilfsweise müsste klargestellt werden, dass die 

Archivierung von Viertelstundendaten ausreicht. In Anh. B Zeile 12 wird hinsichtlich der Datengranularität auf 

eine Tabelle verweisen, die einzige Tabelle in dem Dokument sagt aber nichts zur Granularität aus. 

Trianel GmbH 

31 8 4 "Vom Regelreserveanbieter mangelhaft bereitgestellte Daten … der jeweiligen Regelreserveart." Dieser Satz ist ersatzlos zu streichen. Eine solche Pönalisierung halten wir an dieser Stelle für 

unangemessen. Hilfsweise müsste klargestellt werden, nach welche genauen Kriterien eine 

Datenbereitstellung als "mangelhaft" bewertet würde. 

Trianel GmbH 



   

          

         

          

  

            

              

     

           

               

 

 

          

         

          

  

            

              

     

           

               

 

  

                  

   

 

 
          

         

          

  

            

              

     

           

               

 

 

          

            

          

 
         

           

          

  

           

           

         

          

        

              

           

          

             

         

 

                  

          

 

                  

     

 

             
            

     
             

             

      

         

     

         

      

  

          

  

            

        

          

  

       

    

  

                   

Nr. § Absatz Vorgeschlagene Änderung Begründung Unternehmen/ Verband etc. 

32 8 5 (5) Auf Anforderung des Anschluss-ÜNB können die Regelreserveanbieter dazu verpflichtet 

werden, für die Technischen Einheiten, die aufgrund der Leistungsschwelle entsprechend ..... 

(?) nicht durch die regulären Meldeprozesse erfasst sind, analogen Meldepflichten 

entsprechend ...... (?) nachzukommen. 

Der Interpretationsspielraum ist mit der gegenwärtigen Formulierung zu groß. Der Anbieter benötigt eine 

eindeutige Anforderung bezüglich der geforderten Daten, um die Aufwendung (Kosten) für sein Gebot oder 

die generelle Teilnahme am Markt zu kalkulieren. 

Es ist klarzustellen für welche Anlagen dies gilt. Dazu ist die Leistungsschwelle oder ein entsprechender 

Verweis anzugeben. 

Gleiches gilt für die "analogen Meldepflichten". Hier ist ein klarer Bezug oder eine Ergänzung der geforderten 

Meldepflichten erforderlich. 

UNIPER SE 

33 8 5 (5) Auf Anforderung des Anschluss-ÜNB können die Regelreserveanbieter dazu verpflichtet 

werden, für die Technischen Einheiten, die aufgrund der Leistungsschwelle entsprechend ..... 

(?) nicht durch die regulären Meldeprozesse erfasst sind, analogen Meldepflichten 

entsprechend ...... (?) nachzukommen. 

Der Interpretationsspielraum ist mit der gegenwärtigen Formulierung zu groß. Der Anbieter benötigt eine 

eindeutige Anforderung bezüglich der geforderten Daten, um die Aufwendung (Kosten) für sein Gebot oder 

die generelle Teilnahme am Markt zu kalkulieren. 

Es ist klarzustellen für welche Anlagen dies gilt. Dazu ist die Leistungsschwelle oder ein entsprechender 

Verweis anzugeben. 

Gleiches gilt für die "analogen Meldepflichten". Hier ist ein klarer Bezug oder eine Ergänzung der geforderten 

Meldepflichten erforderlich. 

VGB PowerTech e.V. 

34 8 5 Detailierte Präzisierung der genauen Anforderungen sind zu ergänzen. Die aktuellen Formulierungen sind zu unspezifisch. Für den Regelreserveanbieter ist eine klare Ausführung 

der möglichen Anforderungen wichtig. 

EnBW Energie Baden-

Württemberg AG 
35 8 5 (5) Auf Anforderung des Anschluss-ÜNB können die Regelreserveanbieter dazu verpflichtet 

werden, für die Technischen Einheiten, die aufgrund der Leistungsschwelle entsprechend ..... 

(?) nicht durch die regulären Meldeprozesse erfasst sind, analogen Meldepflichten 

entsprechend ...... (?) nachzukommen. 

Der Interpretationsspielraum ist mit der gegenwärtigen Formulierung zu groß. Der Anbieter benötigt eine 

eindeutige Anforderung bezüglich der geforderten Daten, um die Aufwendung (Kosten) für sein Gebot oder 

die generelle Teilnahme am Markt zu kalkulieren. 

Es ist klarzustellen für welche Anlagen dies gilt. Dazu ist die Leistungsschwelle oder ein entsprechender 

Verweis anzugeben. 

Gleiches gilt für die "analogen Meldepflichten". Hier ist ein klarer Bezug oder eine Ergänzung der geforderten 

Meldepflichten erforderlich. 

EFET Deutschland 

36 8 Die PQ-Bedingungen sehen bereits regelmäßige Datenbereitstellung an den ÜNB vor. 

Zusätzliche Nachweise dürfen nur erforderlich sein, wenn die zusätzlich angeforderten Daten in

der regelmäßigen Datenbereitstellung nicht enthalten sind. Der ÜNB müsste dabei ihre 

Notwendigkeit begründen. 

BDEW 

37 11 1 a) Die ÜNB Abrechnung sollte gebotszonenscharf erfolgen und nicht je Netzgebiet ENGIE Deutschland AG 

38 11 1 a) Stellt der Regelreserveanbieter dem Anschluss-ÜNB die Echtzeit-Daten gemäß § 8 schuldhaft 

nicht fristgerecht zur Verfügung, gilt die Leistung im betroffenen Zeitraum als nicht vorgehalten 

und nicht erbracht. 

Die bisherige Regelung knüpfte die wirtschaftlich weitreichende Rechtsfolge - nämlich die 

Nichtleistungsfiktion trotz faktisch erbrachter Leistung im Falle verfristeter Datenübermittlung - an jegliche 

Datenübermittlungsverzögerung. Die so ausgestaltete Regelung erachten wir als unverhältnismäßig und 

halten die Begrenzung auf verschuldetes Verhalten der Regelreserveanbieter für zwingend erforderlich. Aus 

diesem Grund haben wir die Nichtleistungsfiktion auf Fälle schuldhafter Datenübermittlungsverzögerungen 

beschränkt. Ferner sollte sich die Regelung nur auf Echtzeit-Daten beziehen, da diese relevant für die 

Netzsteuerung sein können. Die Annullierung der Erbachten Vorhaltung oder Leistung aufgrund, dass die 

Offline Daten nicht fristgerecht geliefert werden, ist nicht sachgerecht und angemessen. Der 

Regelreserveanbieter ist im eigenen Interesse bemüht die Daten fristgerecht zu liefern, daher sollte 

zumindest eine Mahnung bzw. erneute Aufforderung zur Datenbereitstellung in den Eskalations-Prozess 

aufgenommen werden. 

EFET Deutschland 

39 11 1 e) "… oder auf Missbrauch ergibt. Die Erstellung der Gutschrift …" Der zweite Teil des Nebensatzes ist zu streichen. Die regelmäßig verzögerte Gutschrift durch 

Überprüfungen, weil sich ein Anbieter in der "Bewährungsphase" befindet, halten wir für überzogen. 

Trianel GmbH 

40 11 1 g) "Die Abrechnung erfolgt gesondert je Regelreserveart sowie für …" Es sollte klargestellt werden, dass die verschiedenen Regelreservearten getrennt abgerechnet werden, zur 

Vereinfachung der Rechnungsprüfung durch die Anbieter. 

Trianel GmbH 

41 11 1 g) "… und Arbeit (Erbringung)." Der Sinn des Nebensatzes ist nicht ersichtlich, daher kann er gestrichen werden. Trianel GmbH 
42 11 2 a) "… Leistungsentgelts) und aufgrund dieser Einschränkungen ggf. abzurechnende 

Anreizkomponenten." 

redaktionelle Klarstellung und Korrektur Trianel GmbH 

43 11 2 c) "… Anreizkomponente … gemäß den ..." Korrekturen Trianel GmbH 
44 11 2 d) "Abschließend werden diese Einzelpositionen zu je einem monatlichen Netto- und Bruttobetrag 

saldiert." 

selbsterklärend Trianel GmbH 

45 11 3 a) "Abschließend werden diese Einzelpositionen zu je einem monatlichen Netto- und Bruttobetrag 

saldiert." 

selbsterklärend Trianel GmbH 

46 11 Das Abrechnungssystem muss zumindest für die Regelzonen des deutschen Regelblocks 

einheitlich sein. Idealerweise ist das Abrechnungssystem in allen Regelzonen einer 

Regelenergiekooperation gleich (z.B. in MARI und PICASSO) 

Unterschiedliche Systeme, speziell in einem Regelblock, führen zu massiven Mehraufwendungen für 

Regelreserveanbieter die über verschiedene Regelzonen hinweg aktiv sind. 

TIWAG-Tiroler Wasserkraft 

AG 

47 11 Der BDEW ist der Meinung, dass die Festlegung auf ein einheitliches Abrechnungssystem für 

alle Regelzonen anzustreben sei. 

Kritisch sieht der BDEW die Kombination von den verschiedenen Regelenergiearten auf einer 

Gutschrift. Dies führt unnötigerweise zu mehr Komplexität und erschwert die Rechnungsprüfung. 

BDEW 

48 11 Es sollte ein einheitliches System zur Abrechnung der Regelenergiearten für alle Regelzonen 

als Ziel verfolgt werden. 

Eine Abrechnung verschiedener Regelenergiearten, innerhalb einer Gutschrift zusammengefasst, führt im 

inhaltlichen Prüfungsprozess zu einem erhöhten Bearbeitungsaufwand. 

Lausitz Energie Kraftwerke 

AG 
49 11 "Die ÜNB legen für die Abrechnung folgende Vorgaben fest:" Die Vorgaben beziehen sich überwiegend auf die ÜNB selbst, nicht die Anbieter. Trianel GmbH 



   

              
             

           

   

           

           

        

               

  

 

           

         

   

           

           

         

          

        

              

           

          

             

         

 

           

         

   

           

           

         

          

        

              

           

          

             

         

  

         

   

            

  

 

 
          

          

            

     

               

          

           

          

 

              

           

   

           

           

        

               

  

 

            

          

           

          

  

     

     

             

          

         

         

         

 

            

          

           

           

  

     

     

             

          

         

         

         

  

Nr. § Absatz Vorgeschlagene Änderung Begründung Unternehmen/ Verband etc. 

50 11 Die ÜNB sollten sich dazu verpflichten, ihre Abrechnungen identisch zu strukturieren. Minderung des Prüfungsaufwands der Anbieter Trianel GmbH 
51 16 1 §16 1 a iv.: Stellt der Regelreserveanbieter dem Anschluss-ÜNB die Online-Daten gemäß § 8 

schuldhaft nicht fristgerecht zur Verfügung, gilt die Leistung im betroffenen Zeitraum als nicht 

vorgehalten und nicht erbracht. 

Die konsultierte Regelung knüpft die wirtschaftlich weitreichende Rechtsfolge - nämlich die 

Nichtleistungsfiktion trotz faktisch erbrachter Leistung im Falle verfristeter Datenübermittlung - an jegliche 

Datenübermittlungsverzögerung. Die Regelung sollte auf verschuldetes Verhalten der Regelreserveanbieter 

begrenzt werden. Ferner sollte sich die Regelung nur auf Online-Daten beziehen, da diese relevant für die 

Netzsteuerung sein können. 

MVV Energie AG 

52 16 1 a) Stellt der Regelreserveanbieter dem Anschluss-ÜNB die Echtzeit-Daten gemäß § 8 schuldhaft 

nicht fristgerecht zur Verfügung, gilt die Leistung im betroffenen Zeitraum als nicht 

vorgehalten und nicht erbracht. 

Die bisherige Regelung knüpfte die wirtschaftlich weitreichende Rechtsfolge - nämlich die 

Nichtleistungsfiktion trotz faktisch erbrachter Leistung im Falle verfristeter Datenübermittlung - an jegliche 

Datenübermittlungsverzögerung. Die so ausgestaltete Regelung erachten wir als unverhältnismäßig und 

halten die Begrenzung auf verschuldetes Verhalten der Regelreserveanbieter für zwingend erforderlich. Aus 

diesem Grund haben wir die Nichtleistungsfiktion auf Fälle schuldhafter Datenübermittlungsverzögerungen 

beschränkt. Ferner sollte sich die Regelung nur auf Echtzeit-Daten beziehen, da diese relevant für die 

Netzsteuerung sein können. Die Annullierung der Erbachten Vorhaltung oder Leistung aufgrund, dass die 

Offline Daten nicht fristgerecht geliefert werden, ist nicht sachgerecht und angemessen. Der 

Regelreserveanbieter ist im eigenen Interesse bemüht die Daten fristgerecht zu liefern, daher sollte 

zumindest eine Mahnung bzw. erneute Aufforderung zur Datenbereitstellung in den Eskalations-Prozess 

aufgenommen werden. 

UNIPER SE 

53 16 1 a) Stellt der Regelreserveanbieter dem Anschluss-ÜNB die Echtzeit-Daten gemäß § 8 schuldhaft 

nicht fristgerecht zur Verfügung, gilt die Leistung im betroffenen Zeitraum als nicht 

vorgehalten und nicht erbracht. 

Die bisherige Regelung knüpfte die wirtschaftlich weitreichende Rechtsfolge - nämlich die 

Nichtleistungsfiktion trotz faktisch erbrachter Leistung im Falle verfristeter Datenübermittlung - an jegliche 

Datenübermittlungsverzögerung. Die so ausgestaltete Regelung erachten wir als unverhältnismäßig und 

halten die Begrenzung auf verschuldetes Verhalten der Regelreserveanbieter für zwingend erforderlich. Aus 

diesem Grund haben wir die Nichtleistungsfiktion auf Fälle schuldhafter Datenübermittlungsverzögerungen 

beschränkt. Ferner sollte sich die Regelung nur auf Echtzeit-Daten beziehen, da diese relevant für die 

Netzsteuerung sein können. Die Annullierung der Erbachten Vorhaltung oder Leistung aufgrund, dass die 

Offline Daten nicht fristgerecht geliefert werden, ist nicht sachgerecht und angemessen. Der 

Regelreserveanbieter ist im eigenen Interesse bemüht die Daten fristgerecht zu liefern, daher sollte 

zumindest eine Mahnung bzw. erneute Aufforderung zur Datenbereitstellung in den Eskalations-Prozess 

aufgenommen werden. 

VGB PowerTech e.V. 

54 16 1 a) Differenzierung von Verstößen bzgl. Datenbereitstellung. Insbesondere für Offlinedaten sollte 

eine abgestufte Verstoßregelung gelten. 

Die unterschiedliche Relevanz von Echtzeitdaten ggü Offlinedaten ist in den Regelungen (inkl. der 

Verstoßregelung) zu berücksichtigen. 

EnBW Energie Baden-

Württemberg AG 
55 16 1 a) Falls ein Regelreserveanbieter seine Pflichten in den Modalitäten, PQ-Bedingungen oder im

Rahmenvertrag mit dem Anschluss-ÜNB während der Vorhaltung oder Erbringung von FCR

schuldhaft verletzt, so hat der Anschluss-ÜNB das Recht, die Vergütung zur Vorhaltung von 

Reserveleistung (Leistungsvergütung) mengen- und zeitanteilig zu kürzen. 

Der Text knüpft nicht an eine schuldhafte Pflichtverletzung an. Das sehen wir kritisch, da so auch technische 

Störungen, die nicht in der Sphäre des Regelreserveanbieters liegen, eine Pflichtverletzung begründen 

können. Das ist nicht sachgerecht. Der Regelreserveanbieter ist im eigenen Interesse bemüht die Daten 

fristgerecht zu liefern, daher sollte zumindest eine Mahnung bzw. erneute Aufforderung zur 

Datenbereitstellung erfolgen. 

Statkraft Markets GmbH 

56 16 1 a) §16 1 a iv.: Stellt der Regelreserveanbieter dem Anschluss-ÜNB die Online-Daten gemäß § 8 

schuldhaft nicht fristgerecht zur Verfügung, gilt die Leistung im betroffenen Zeitraum als nicht 

vorgehalten und nicht erbracht. 

Die bisherige Regelung knüpfte die wirtschaftlich weitreichende Rechtsfolge - nämlich die 

Nichtleistungsfiktion trotz faktisch erbrachter Leistung im Falle verfristeter Datenübermittlung - an jegliche 

Datenübermittlungsverzögerung. Die Regelung sollte auf verschuldetes Verhalten der Regelreserveanbieter 

begrenzt werden. Ferner sollte sich die Regelung nur auf Online-Daten beziehen, da diese relevant für die 

Netzsteuerung sein können. 

EFET Deutschland 

57 16 1 b) b) Falls ein Regelreserveanbieter seine Pflichten in den Modalitäten, PQ-Bedingungen oder im

Rahmenvertrag mit dem Anschluss-ÜNB während der Vorhaltung oder Erbringung von FCR

wiederholt innerhalb von drei Monaten oder grob verletzt, kann der Anschluss-ÜNB vom 

Regelreserveanbieter verlangen, eine Stellungnahme zu den Verstößen und einen Plan für 

Abhilfemaßnahmen zur Prüfung

vorzulegen. Außerdem kann der Anschluss-ÜNB eine 12-monatige Bewährungsphase 

aussprechen. Zu groben Verletzungen zählen insbesondere: 

Die bisherige Regelung sah für die Verstoßzahl keine zeitliche Begrenzung vor. In der ursprünglichen Form 

würden also zwei Verstöße des Regelreserveanbieters über die Gesamtvertragslaufzeit die hier bestimmten 

Rechtsfolgen auslösen. Dies erscheint vor dem Hintergrund der unbegrenzten Vertragslaufzeit 

unverhältnismäßig. Wir erachten daher eine "Quasi-Verjährung" der Verstöße aus Gründen der 

Verhältnismäßigkeit für zwingend erforderlich und halten drei Monate insoweit für ein angemessenes 

Intervall. 

UNIPER SE 

58 16 1 b) b) Falls ein Regelreserveanbieter seine Pflichten in den Modalitäten, PQ-Bedingungen oder im

Rahmenvertrag mit dem Anschluss-ÜNB während der Vorhaltung oder Erbringung von FCR

wiederholt innerhalb von drei Monaten wiederholt oder grob verletzt, kann der Anschluss-ÜNB 

vom Regelreserveanbieter verlangen, eine Stellungnahme zu den Verstößen und einen Plan für 

Abhilfemaßnahmen zur Prüfung

vorzulegen. Außerdem kann der Anschluss-ÜNB eine 12-monatige Bewährungsphase 

aussprechen. Zu groben Verletzungen zählen insbesondere: 

Die bisherige Regelung sah für die Verstoßzahl keine zeitliche Begrenzung vor. In der ursprünglichen Form 

würden also zwei Verstöße des Regelreserveanbieters über die Gesamtvertragslaufzeit die hier bestimmten 

Rechtsfolgen auslösen. Dies erscheint vor dem Hintergrund der unbegrenzten Vertragslaufzeit 

unverhältnismäßig. Wir erachten daher eine "Quasi-Verjährung" der Verstöße aus Gründen der 

Verhältnismäßigkeit für zwingend erforderlich und halten drei Monate insoweit für ein angemessenes 

Intervall. 

VGB PowerTech e.V. 



   

       

         

          

          

          

         

       

           

           

     

               

        

      

              

         

     

 

          

          

           

          

         

       

          

         

   

 

        

         

          

          

          

         

       

           

           

     

               

        

      

              

         

     

 

                  

            

 

 

                
                

            

       

             

      

              

             

 

 

         
                   

             

            

        

             

            

 

 

             

    

 

         

 

           

          

    

 

                 

         

  

Nr. § Absatz Vorgeschlagene Änderung Begründung Unternehmen/ Verband etc. 

59 16 1 b) 1 b) ii und iii streichen, "wiederholt" konkretisieren. 

Falls ein Regelreserveanbieter seine Pflichten in den Modalitäten, PQ-Bedingungen oder im

Rahmenvertrag mit dem Anschluss-ÜNB während der Vorhaltung oder Erbringung von FCR

innerhalb von 3 Monaten wiederholt oder grob verletzt, kann der Anschluss-ÜNB vom 

Regelreserveanbieter verlangen, eine Stellungnahme zu den Verstößen und einen Plan für

Abhilfemaßnahmen zur Prüfung vorzulegen. Außerdem kann der Anschluss-ÜNB eine 12­

monatige Bewährungsphase aussprechen. Zu groben Verletzungen zählen insbesondere: 

i. Nicht oder nicht vollständige Erbringung der FCR durch den Regelreserveanbieter, weil 

er Gebote abgegeben hatte, obwohl er bei Wahrung seiner Sorgfaltspflicht hätte wissen 

müssen, dass er diese nicht (vollständig) erbringen kann. 

1. zu unspezifisch was mit "Übermittlung keiner oder nicht korrekt gebildeter Werte oder Daten" oder 

"mangelhafte Steuerbarkeit der RG/RE" gemeint ist. Ein kurzes "Verlassen des zulässigen Arbeitsbereichs" 

sollte bei FCR ebenfalls nicht zwangsläufig als grober Verstoß gewertet werden. 

2. Die Verstoßzahl bei einer Pflichtverletzung sollte zeitlich begrenzt werden. In der ursprünglichen Form 

würden schon zwei Verstöße des Regelreserveanbieters über die gesamte (unbegrenzte) Vertragslaufzeit 

die hier bestimmten Rechtsfolgen auslösen. Dies erscheint uns unverhältnismäßig. 

MVV Energie AG 

60 16 1 b) Falls ein Regelreserveanbieter seine Pflichten in den Modalitäten, PQ-Bedingungen oder im

Rahmenvertrag mit dem Anschluss-ÜNB während der Vorhaltung oder Erbringung von FCR 

innerhalb von 3 Monaten wiederholt, mindestens jedoch 3 Mal, oder grob verletzt, so muss der 

Regelreserveanbieter die Möglichkeit der Stellungnahme zu den Verstößen haben und der

Anschluss-ÜNB kann einfordern, einen Plan für Abhilfemaßnahmen zur Prüfung vorzulegen.

Außerdem kann der Anschluss-ÜNB eine bis zu 12-monatige Bewährungsphase aussprechen. 

Unklar ist, was wiederholt bedeutet. Zudem ist kein Zeitraum definiert, auf den sich eine Wie-derholung 

bezieht. Das muss klargestellt werden. Zudem sollte die Bewährungsphase nicht pauschal sondern maximal 

12 Monate betragen. 

Statkraft Markets GmbH 

61 16 1 b) "1 b) ii und iii streichen, ""wiederholt"" konkretisieren. 

Falls ein Regelreserveanbieter seine Pflichten in den Modalitäten, PQ-Bedingungen oder im

Rahmenvertrag mit dem Anschluss-ÜNB während der Vorhaltung oder Erbringung von FCR

innerhalb von 3 Monaten wiederholt oder grob verletzt, kann der Anschluss-ÜNB vom 

Regelreserveanbieter verlangen, eine Stellungnahme zu den Verstößen und einen Plan für

Abhilfemaßnahmen zur Prüfung vorzulegen. Außerdem kann der Anschluss-ÜNB eine 12­

monatige Bewährungsphase aussprechen. Zu groben Verletzungen zählen insbesondere: 

i. Nicht oder nicht vollständige Erbringung der FCR durch den Regelreserveanbieter, weil 

er Gebote abgegeben hatte, obwohl er bei Wahrung seiner Sorgfaltspflicht hätte wissen 

müssen, dass er diese nicht (vollständig) erbringen kann." 

1. zu unspezifisch was mit "Übermittlung keiner oder nicht korrekt gebildeter Werte oder Daten" oder 

"mangelhafte Steuerbarkeit der RG/RE" gemeint ist. Ein kurzes "Verlassen des zulässigen Arbeitsbereichs" 

sollte bei FCR ebenfalls nicht zwangsläufig als grober Verstoß gewertet werden. 

2. Die Verstoßzahl bei einer Pflichtverletzung sollte zeitlich begrenzt werden. In der ursprünglichen Form 

würden schon zwei Verstöße des Regelreserveanbieters über die gesamte (unbegrenzte) Vertragslaufzeit 

die hier bestimmten Rechtsfolgen auslösen. Dies erscheint uns unverhältnismäßig. 

EFET Deutschland 

62 16 1 b) ii) streichen oder sehr klar konkretisieren Die Übermittlung von Daten kann niemals 100 % verfügbar sein. Jeglichen noch so kurzen Ausfall der 

Datenübermittlung auf diesem Weg als grobe Verletzung der Modalitäten einzuordnen, halten wir daher für 

völlig überzogen. 

Trianel GmbH 

63 16 1 c) tbd Eine weitere Pönale sollte es nicht geben, nur wenn den ÜNB tatsächlich Mehrkosten entstanden sind. ENGIE Deutschland AG 
64 16 1 c) streichen oder anderen Anreiz benennen Bei FCR wird lediglich die Leistungsvorhaltung vergütet.Arbeit wird nicht vergütet. Eine Pönalisierung durch 

einen Arbeitspreis ist nicht sachgerecht. Ebenfalls ist zum Zeitpunkt der Vermarktung nicht klar, wie hoch 

diese Anreizkomponente im Falle der Aktivierung werden kann. 

Wir befürchten zudem, dass die Vielzahl der vorgeschlagenen Sanktionen und die unklare Definition von 

Pflichtverletzung als Marktzutrittsbarriere wirken. Das Verhältnis von Aufwänden für die Absicherung, 

Kommunikation etc. zu möglichen Erlösen wird bei kleineren Anbietern unwirtschaftlich. Bisher gibt es keine 

Anzeichen, dass die Disziplin der Anbieter bisher so schlecht sei, dass der Umfang der Sanktionen 

gerechtfertigt wäre. 

MVV Energie AG 

65 16 1 c) streichen Eine zusätzliche Pönalisierung während der Bewährungsphase erscheint nicht sachgerecht. Statkraft Markets GmbH 
66 16 1 c) streichen oder anderen Anreiz benennen Eine weitere Pönale sollte es nicht geben, nur wenn den ÜNB tatsächlich Mehrkosten entstanden sind. FCR 

ist eine reine Leistungsvorhaltung. Arbeit wird nicht vergütet. Eine Bestrafung durch die Arbeit ist nicht 

sachgerecht. Wir befürchten zudem, dass die Vielzahl der vorgeschlagenen Sanktionen und die unklare 

Definition von Pflichtverletzung als Marktzutrittsbarriere wirken. Das Verhältnis von Aufwänden für die 

Absicherung, Kommunikation etc. zu möglichen Erlösen wird bei kleineren Anbietern unwirtschaftlich. Bisher 

gibt es keine Anzeichen, dass die Disziplin der Anbieter bisher so schlecht sei, dass der Umfang der 

Sanktionen gerechtfertigt wäre. 

EFET Deutschland 

67 16 1 c) mindestens: 3. streichen mathematisch falsch, der Leistungspreis hat die Einheit EUR/MW, ihn auf diesem Weg in einen Arbeitspreis 

umzudeklarieren erscheint sachlich ebenso falsch 

Trianel GmbH 

68 16 1 c) Begrenzung der Pönale auf den vom Anbieter gebotenen Arbeitspreis bzw. vergleichbare 

Umrechnung des Leistungspreises für FCR 

Die hier vorgesehene unter Umständen wesentlich höhere Pönalisierung als im derzeitigen Rahmenvertrag 

lehnen wir ab. Die gewünschte Lenkungswirkung gegen vertragswidriges Verhalten des Anbieters wird auch 

mit einem Preis nach unserem Vorschlag erreicht. 

Trianel GmbH 

69 16 3 Es darf zu keiner Verrechnung von Mehrkosten kommen. Bei der Verrechnung von Mehrkosten entsteht bei der Abgabe des Anbieters ein finanzielles Risiko in 

unbegrenzter Höhe. Dies ist eine massive Eintrittsbariere in den Markt für Regelenergie. 

TIWAG-Tiroler Wasserkraft 

AG 



   

            

             

          

          

            

        

   

         

           

         

         

        

   

        

            

            

           

         

         

       

         

           

             

           

        

         

            

            

              

        

 

         

         

         

         

        

   

        

            

            

           

         

         

       

         

           

             

           

        

         

            

            

              

        

  

             

                 

 
         

         

          

             

           

           

    

  

          

         

          

        

 

            

           

           

     

       

 

              

Nr. § Absatz Vorgeschlagene Änderung Begründung Unternehmen/ Verband etc. 

70 16 3 Der BDEW lehnt die unabhängige Abrechnung von Mehrkosten ab. Soweit die Mehrkosten des 

ÜNB durch die Pönale gedeckt sind, ist von deren Abrechnung gegenüber dem Anbieter 

abzusehen. Zweck der Pönale ist es, die Anbieter zur Erbringungstreue Die Anreizwirkung durch 

die Pönale bleibt auch bei Verrechnung mit den Mehrkosten auf ÜNB-Seite weiterhin bestehen.

Der ÜNB darf nicht die Möglichkeit haben, unbegrenzt Kostenarten unter diesen Punkt zu 

subsumieren. Insbesondere im Rahmen einer einheitlichen europäischen Regelung müssen die 

ansetzbaren Kostenarten aufgeführt werden. 

BDEW 

71 16 3 Nachgewiesene Mehrkosten für die Ersatzversorgung des Anschluss-ÜNB, die durch die 

schuldhaft nicht oder nicht vollständige Vorhaltung und/oder Erbringung oder die schuldhafte

Übererfüllung der Anforderung von FCR durch den Regelreserveanbieter entstehen, hat der 

Regelreserveanbieter zu erstatten. Die Haftung des Regelreserveanbieters ist auf den in § 18 

NAV normierten Umfang beschränkt. Zahlungen aus der Anreizkomponente „Vorhaltung“ für 

dieselbe Pflichtverletzung werden abgezogen. 

Die bisherige Regelung sah eine Haftung des Regelreserveanbieters für "nachgewiesene Mehrkosten" vor, 

ohne diese sachgerecht zu begrenzen. Wir halten die konsultierte Regelung daher für zu weitreichend und 

schlagen - entsprechend der heute geltenden Regelung - die Begrenzung auf "nachgewiesene Mehrkosten 

der Ersatzversorgung" vor. Ferner sieht die konsultierte Regelung im Fall der vom 

Regelreserveenergieanbieter nicht bzw. nicht vollständig erbrachten Vorhaltung, Erbringung und/oder

Übererfüllung seine verschuldensunabhängige Haftung für die Mehrkosten (der Ersatzversorgung) des 

Anschluss-ÜNB vor. Die vorgeschlagene verschuldensunabhängige Haftung des Regelreserveanbieters ist 

unverhältnismäßig. Seine Haftung muss daher auf das ihm zurechenbare Verhalten beschränkt werden. Wir 

halten die Haftungsbeschränkung für schuldhaft verursachte Schäden im Sinne der Verhältnismäßigkeit für 

zwingend geboten. Aus diesem Grund haben wir in dem Textvorschlag sowohl die Nichtvorhaltung, als auch

die nicht vollständige Vorhaltung ebenso wie die Übererfüllung mit dem Zusatz "schuldhaft" auf das 

angemessene Haftungsmaß (Vorsatz & Fahrlässigkeit) begrenzt. Soweit die Beschlusskammer unserem 

Vorschlag zur Begrenzung der erstattungsfähigen Kosten auf die nachgewiesenen Mehrkosten der 

Ersatzversorgung nicht folgen sollte, erachten wir es für erforderlich zu ergänzen, dass der vom 

Regelreserveanbieter zu erstattende Schaden - soweit er von den "nachgewiesenen Mehrkosten" umfasst 

wäre - nicht über die gesetzlichen Haftungsgrenzen der Netzbetreiber hinausgehen darf, weshalb wir in 

diesem Fall eine Referenz auf § 18 NAV für erforderlich halten. 

UNIPER SE 

72 16 3 Nachgewiesene Mehrkosten für die Ersatzversorgung des Anschluss-ÜNB, die durch die 

schuldhafte nicht oder nicht vollständige Vorhaltung und/oder Erbringung oder die schuldhafte

Übererfüllung der Anforderung von FCR durch den Regelreserveanbieter entstehen, hat der 

Regelreserveanbieter zu erstatten. Die Haftung des Regelreserveanbieters ist auf den in § 18 

NAV normierten Umfang beschränkt. Zahlungen aus der Anreizkomponente „Vorhaltung“ für 

dieselbe Pflichtverletzung werden abgezogen. 

Die bisherige Regelung sah eine Haftung des Regelreserveanbieters für "nachgewiesene Mehrkosten" vor, 

ohne diese sachgerecht zu begrenzen. Wir halten die konsultierte Regelung daher für zu weitreichend und 

schlagen - entsprechend der heute geltenden Regelung - die Begrenzung auf "nachgewiesene Mehrkosten 

der Ersatzversorgung" vor. Ferner sieht die konsultierte Regelung im Fall der vom 

Regelreserveenergieanbieter nicht bzw. nicht vollständig erbrachten Vorhaltung, Erbringung und/oder

Übererfüllung seine verschuldensunabhängige Haftung für die Mehrkosten (der Ersatzversorgung) des 

Anschluss-ÜNB vor. Die vorgeschlagene verschuldensunabhängige Haftung des Regelreserveanbieters ist 

unverhältnismäßig. Seine Haftung muss daher auf das ihm zurechenbare Verhalten beschränkt werden. Wir 

halten die Haftungsbeschränkung für schuldhaft verursachte Schäden im Sinne der Verhältnismäßigkeit für 

zwingend geboten. Aus diesem Grund haben wir in dem Textvorschlag sowohl die Nichtvorhaltung, als auch

die nicht vollständige Vorhaltung ebenso wie die Übererfüllung mit dem Zusatz "schuldhaft" auf das 

angemessene Haftungsmaß (Vorsatz & Fahrlässigkeit) begrenzt. Soweit die Beschlusskammer unserem 

Vorschlag zur Begrenzung der erstattungsfähigen Kosten auf die nachgewiesenen Mehrkosten der 

Ersatzversorgung nicht folgen sollte, erachten wir es für erforderlich zu ergänzen, dass der vom 

Regelreserveanbieter zu erstattende Schaden - soweit er von den "nachgewiesenen Mehrkosten" umfasst 

wäre - nicht über die gesetzlichen Haftungsgrenzen der Netzbetreiber hinausgehen darf, weshalb wir in 

diesem Fall eine Referenz auf § 18 NAV für erforderlich halten. 

VGB PowerTech e.V. 

73 16 3 streichen Ist bereits über die Pönale abgedeckt. Eine Nachvollziehbarkeit eines solchen Nachweises ist praktisch nicht 

umsetzbar. 

ENGIE Deutschland AG 

74 16 3 Spezifizierung der nachgewiesenen Mehrkosten auf solche Mehrkosten der Ersatzversorgung. Mögliche Mehrkosten müssen klar beschrieben und der Ersatzversorgung zuordenbar sein. EnBW Energie Baden-

Württemberg AG 
75 16 3 Eine zu leistende Pönalzahlung sollte in der Berechnung entstandener Mehrkosten 

berücksichtigt und von diesen abgezogen werden. Die darüber hinaus verbleibenden

Mehrkosten sollten vom Anschluss-ÜNB gegenüber dem Anbieter für Regelreserveanbieter in 

Rechnung gestellt werden. 

Neben der Erteilung einer Pönalzahlung sollte keine weitere Kostenposition ggü. dem Anbieter von 

Regelreserve geltend gemacht werden, sofern die entstandenen Mehrkosten bereits abgedeckt sind. Die 

Anreizwirkung für die Anbieter durch eine verschärfte Pönale bleibt auch bei einer möglichen 

Mehrkostenverrechnung beim Anschluss-ÜNB weiterhin bestehen. 

Lausitz Energie Kraftwerke 

AG 

76 16 3 Nachgewiesene Mehrkosten der Ersatzversorgung des Anschluss-ÜNB, die durch die nicht oder

nicht vollständige Vorhaltung und/oder Erbringung oder die Übererfüllung der Anforderung von 

FCR schuldhaft durch den Regelreserveanbieter entstehen, hat der Regelreserveanbieter zu 

erstatten. Zahlungen aus der Anreizkomponente „Vorhaltung“ für dieselbe Pflichtverletzung 

werden abgezogen. 

§ 16 Abs. 3 Die vorgeschlagene Regelung sieht eine Haftung des Regelreserveanbieters für "nachgewiesene 

Mehrkosten" vor, ohne diese sachgerecht zu begrenzen. Entsprechend der heute geltenden Regelung 

sollten die Mehrkosten auf "nachgewiesene Mehrkosten der Ersatzversorgung" begrenzt bleiben. Zudem ist 

die vorgeschlagene verschuldensunabhängige Haftung des Regelreserveanbieters unverhältnismäßig und 

muss  auf das ihm zurechenbare (schuldhafte) Verhalten beschränkt werden. 

MVV Energie AG 

77 16 3 streichen Mehrkosten des ÜNB sind über die Pönale abgedeckt. Eine darüber hinausgehende Erstattung führt zu einer 

Überpönalisierung. 

Statkraft Markets GmbH 



   

           

        

           

           

      

       

 

              

           

          

 

         

         

          

    

           

          

         

  

            

         

            

        

 

        

           

          

       

            

       

        

        

          

        
   

          

         

          

         

            

         

         
                 

   
      

  

            

        

          

      

 

 

          

        

    

     

           

       

           

    

  

               

   

  

                 

Nr. § Absatz Vorgeschlagene Änderung Begründung Unternehmen/ Verband etc. 

78 16 3 streichen Ist bereits über die Pönale abgedeckt. Eine Nachvollziehbarkeit eines solchen Nachweises ist praktisch nicht 

umsetzbar. Die vorgeschlagene Regelung sieht eine Haftung des Regelreserveanbieters für "nachgewiesene 

Mehrkosten" vor, ohne diese sachgerecht zu begrenzen. Entsprechend der heute geltenden Regelung 

sollten die Mehrkosten auf "nachgewiesene Mehrkosten der Ersatzversorgung" begrenzt bleiben. Zudem ist 

die vorgeschlagene verschuldensunabhängige Haftung des Regelreserveanbieters ist unverhältnismäßig und 

muss  auf das ihm zurechenbare (schuldhafte) Verhalten beschränkt werden. 

EFET Deutschland 

79 16 3 Klarstellung der möglichen Kostenarten Die hier ansetzbaren Kostenarten zur Erstattung durch den Anbieter müssen mit konsultiert werden und 

sollten abschließend aufgeführt werden. Der Anbieter muss in die Lage versetzt werden, die Höhe seines 

Risikos zu kalkulieren, da diese Regelung schon bei schuldlosem oder leicht fahrlässigem Verhalten greifen 

könnte. 

Trianel GmbH 

80 16 In der EB-GL sind Kooperationen zwischen Regelzonenführern vorgesehen, die eine 

regelzonenübergreifende Beschaffung und Aktivierung von Regelenergie zum Ziel haben. 

Nationale Pönaleregelungen können daher nur im Einklang mit den geltenden 

Pönaleregelungen in den anderen Regelzonen des Kooperationsgebietes stehen. 

Uneinheitliche Regelungen in den teilnehmden Regelzonen im RE-Kooperationsgebiet stellen für den 

Regelreserveanbieter ein finanzielles Risiko dar bzw. führen zu Verzerrungen für den Wettbewerb. Die 

Pönalen sollen auf jeden Fall mit den Angebotspreisen des Regelreserveanbieter begrenzt sein. 

TIWAG-Tiroler Wasserkraft 

AG 

81 16 Die Pönale bei einem Verstoß gegen die Modalitäten sollte nicht über die Pönale im 

vorangegangenen Vertrag hinausgehen. Sie stellt eine deutliche Verschärfung zur

Pönalisierung im vorangegangenen Vertrag dar und führt daher zu einer Überpönalisierung für 

Regelreserveanbieter. Die Pönalisierung sollte die Höhe des selbst gebotenen Arbeitspreises 

nicht überschreiten. 

Im Falle, dass Kooperationen zur Erbringung von Regelreserven über nationale Grenzen 

hinweg implementiert sind, sollen in den Kooperationsgebieten gleiche Bedingungen für die 

Pönalisierung gelten. Sollten nicht gleiche Bedingungen für die Regelreserveanbieter in den ver­

schiedenen Kooperationsgebieten herrschen würde es zu Verzerrungen im Wettbewerb 

kommen. 

Eine Überpönalisierung würde den deutschen Markt im europäischen Vergleich von Anfang an 

schlechter stellen und somit seine Wettbewerbsfähigkeit schmälern. 

Zudem muss gewährleistet sein, dass eine eskalationsbasierte Pönalisierung erfolgt. Bei ei-nem 

Verstoß gegen die Modalitäten, sollte dem Regelreserveanbieter zudem die Möglichkeit 

gegeben werden, zum Verstoß Stellung nehmen zu können. Auch sollte die vorgesehen 

Bewährungsphase auf bis zu 12 Monate anberaumt werden. 

BDEW 

82 16 § 17 – gestrichen 

§17 wurde aus den Modalitäten herausgenommen. Der BDEW plädiert dafür, dass eine 

regelzonenübergreifende Besicherung auch für PRL möglich sein sollte. Die BNetzA hat in

ihrem Beschluss BK6-18-006 eine derartige Besicherung befürwortet. Die ÜNB wurden im 

Beschlussschreiben darum gebeten, eine solche Besicherung, ähnlich zur bereits umsetzten 

regelzonenübergreifenden Besicherung für SRL und MRL, zu prüfen. Der BDEW regt daher

dringend an, dass die ÜNB einer solchen Prüfung zeitnah nachkommen sollten. 

BDEW 

83 16 Der Regelreserveerbringer hat die Möglichkeit zur Stellungnahme. ENGIE Deutschland AG 
84 16 Es sollte keine über die jetzigen Regelungen hinausgehenden Vertragsstrafen geben. Bereits im heutigen Vertragswerk haben die ÜNB weitgehende Möglichkeiten. Darüber hinausgehende 

Vertragsstrafen sind nicht verhältnismäßig. 

Entelios AG 

85 16 Der beschriebene Eskalationsprozess ist unbedingt mit entsprechenden europäischen 

Regelungen zu harmonisieren. 

Vor dem Hintergrund der Einführung der gemeinsamen EU-Plattformen MARI und Picasso kann der 

beschriebene Eskalationsprozess einen erheblichen Wettbewerbsnachteil für deutsche Anbieter ggü 

ausländischen Anbietern darstellen. Wir sind der festen Auffassung, dass im Rahmen der euopäischen 

Harmonisierung keine Diskriminierungspotentiale durch nationale Regelungen entstehen darf. 

EnBW Energie Baden-

Württemberg AG 

86 16 Das neue System zur Pönalisierung bei Verstößen gegen die Modalitäten für 

Regelreserveanbieter sollte die bisher diesbezüglich geltenden Vertragsstrafen wenn 

überhaupt, nicht zu deutlich übersteigen. 

Weiterhin sollte das Pönalisierungssystem eskalationsbasiert aufgestellt werden. 

Die Festlegung der Bewährungsphase sollte mit Blick auf die Bemessung der Pflichtverletzung 

nicht fest, sondern flexibel auf bis zu 12 Monate erfolgen. 

Die Dauer der Bewährungsphase sollte entsprechend der Schwere des Verstoßes und nicht aufgrund der 

Anzahl der Verstöße festgelegt werden. 

Lausitz Energie Kraftwerke 

AG 

87 23 1 a) Die deutschlandweite Harmonisierung des Abrechnungsintervall auf 1 Sekunde begrüßen wir. Eine regelzonenübergreifende Harmonisierung des Abrechnungsintervall und dessen Begrenzung auf 1 

Sekunde sind absolut fair. 

TRIMET Aluminium SE 

88 23 1 c) ...abzüglich des Maximums aus 5 % und einem Mindestwert 5 % kann bei geringen abgerufenen Mengen sehr klein bis nicht relevant werden illwerke vkw AG 



   

            

        

          

            

             

           

 

            

          

             

               

              

           

         

             

         

 

            

                     

               

            

                   

           

      

 

            

           

   

             

  

            

         

       

 

          

    

      

            

       

    

                

                

            

            

         

          

           

           

          

             

   

 

 

            

       

    

               

       

            

       

           

            

            

           

       

 

          

 

     

 
         

 

          

 

Nr. § Absatz Vorgeschlagene Änderung Begründung Unternehmen/ Verband etc. 

89 23 1 c) Die Bestimmung der Untererfüllung oder zumindest der zuteilbaren Untererfüllung nach Abs. 1 

e) muss wesentlich differenzierter gefasst werden und darf keine Einzelteilnehmer 

diskriminieren. 

Die 5 % Toleranzgrenze mag für Pools aus sehr vielen kleinen und auch aus mehreren großen Anlagen 

angemessen sein, da sich im ersten Fall deren individuelle Schwankungen zufällig überlagern und in der 

Summe ausmitteln und im zweiten Fall ebenfalls Mittelungseffekte entstehen und auch z. B. hochflexible 

Wasserkraftwerke im Pool sein können, die temporäre Abweichungen anderer Poolteilnehmer ausregeln 

können. 

Für einzelne Großkraftwerke trifft das nicht zu. Die Stromerzeugung großer Kohle- oder Gaskraftwerke 

schwankt regelmäßig mehrere MW um den Arbeitspunkt, auch wenn dieser im Viertelstundendurchschnitt 

exakt eingehalten wird. Erhält ein Kraftwerk einen Regelarbeitsabruf von z. B. 5 MW, betrüge die sekündliche 

Toleranzgrenze aber nur 250 kW, was bei z. B. 800 MW Erzeugungsleistung 0,03 % dieser Leistung 

entspricht. Diese Anforderung kann unmöglich in jeder Sekunde eingehalten werden (und auch nicht in 15 

von 300 Sekunden), würde regelmäßig schuldlos verletzt und wäre demnach unangemessen. Mit ihr könnten 

einzeln vermarktete Großkraftwerke nur noch Regelleistung anbieten, indem sie systematisch übererbringen 

(und damit Ausgleichsenergie erzeugen), was weder erlaubt ist noch gewollt sein kann. Vielmehr würde die 

Regelleistungsvermarktung damit unwirtschaftlich und diese Anlagen aus dem Markt gedrängt. 

Trianel GmbH 

90 23 1 c) Die Bestimmung der Untererfüllung oder zumindest der zuteilbaren Untererfüllung nach Abs. 1 

e) muss wesentlich differenzierter gefasst werden und darf keine Einzelteilnehmer 

diskriminieren. 

Fortsetzung: 

Diese Anforderung steht auch im Widerspruch zu den von der BNetzA beschlossenen PQ-Bedingungen. Die 

dort festgelegten Toleranzbänder im stationären Bereich betragen zwar auch nur 5 bzw. 10 %, 100 % 

entsprechen hier aber der vollen präqualifizierbaren Leistung, die bei einem Großkraftwerk wie im obigen 

Beispiel z. B. bei 50 MW oder auch 200 MW liegen kann. Nach diesem Maßstab wären bei der Testfahrt für 

die Präqualifikation also Schwankungen von 2,5 MW bzw. 10 MW zulässig. Dennoch wäre die 

Präqualifikation wertlos bzw. bestehende Präqualfikationen würden wertlos und der Anlagenbetreiber 

insoweit quasi enteignet. 

Diese Anforderung würde also zu einer systematischen Diskriminierung von Betreibern einzelner Kraftwerke 

gegenüber anderen Anlagenbetreibern führen, die zufällig über ein Anlagenportfolio verfügen, das zu dieser 

neuen Anforderung passt. 

Eine solche Regelung wäre daher auch rechtlich nicht haltbar und darf von der BNetzA so keinesfalls 

beschlossen werden. 

Es dürfte nicht schwerfallen, die Anforderungen so zu formulieren, dass auch Fälle wie die beschriebenen 

angemessen behandelt werden und weiterhin an den Regelmärkten teilnehmen können. Deshalb verzichten 

wir an dieser Stelle auf konkrete Vorschläge, können nötigenfalls aber solche nachreichen. 

Trianel GmbH 

91 23 1 e) Die Bestimmung der zuteilbaren Untererfüllung muss wesentlich differenzierter gefasst werden 

und darf keine Einzelteilnehmer diskriminieren. 

siehe zu § 23 1 c) Trianel GmbH 

92 23 2 „[..] Zu Zeitpunkten der Rampenphase bei Produktwechseln gemäß § 27 Abs. (9) erfolgt bis zur 

Erreichung des Wendepunkts die Zuteilung zu den beendeten Einzelverträgen, darüberhinaus 

zu den Einzelverträgen das aktuellen Abrechnungsintervalls.“ 

Der letzte Satz in § 23 (2) ist nicht verständlich „[..] Zu Zeitpunkten der Rampenphase bei Produktwechseln 

gemäß § 27 Abs. (9) erfolgt die Zuteilung zu den beendeten Einzelverträgen, jedoch mit zeitlich korrekter 

Zuordnung.“. Denn die Zuordnung von Poolsummenwerten auf Einzelverträge sollte immer „zeitlich korrekt“ 

sein und nicht nur in der Rampenphase. Auch die diesbzeügliche Ausführung in der aFRR 

Modellbeschreibung („Ergänzung der Einzelvertragszeitreihen um eine Viertelstunde“) gibt aus unserer Sicht 

keine Klarheit. Möglicherweise ist hiermit die Verlängerung der Einzelverträge bis zum ermittelten 

Wendepunkt gemeint. Damit würde sowohl die Zuteilung von Poolsummenwerten auf Einzelverträge als auch 

die alternative Bepreisung mit Gebotspreisen ab dem Wendepunkt auf die Einzelverträge der laufenden 

Viertelstunde bezogen werden (zuvor erfolgte dies auf die Einzelverträge der vorangegangenen 

Viertelstunde). Falls das die Intension ist, sollte die Formulierung in den Modalitäten als auch in der 

Modellbeschreibung entsprechend angepasst werden. 

EnBW Energie Baden-

Württemberg AG 

93 23 2 „[..] Zu Zeitpunkten der Rampenphase bei Produktwechseln gemäß § 27 Abs. (9) erfolgt bis zur 

Erreichung des Wendepunkts die Zuteilung zu den beendeten Einzelverträgen, darüberhinaus 

zu den Einzelverträgen das aktuellen Abrechnungsintervalls.“ 

Der letzte Satz in § 23 (2) ist nicht verständlich – die Zuordnung von Poolsummenwerten auf Einzelverträge 

sollte doch immer „zeitlich korrekt“ sein, nicht nur in der Rampenphase. 

In der aFRR Modellbeschreibung wird hierzu von einer „Ergänzung der Einzelvertragszeitreihen um eine 

Viertelstunde“ gesprochen, was das Vorgehen aber auch nicht wirklich aufklärt. 

Vielleicht ist hiermit eine Verlängerung der Einzelverträge bis zu dem ermittelten Wendepunkt gemeint. 

Damit würde sowohl die Zuteilung von Poolsummenwerten auf Einzelverträge als auch die alternative 

Bepreisung mit Gebotspreisen ab dem Wendepunkt auf die Einzelverträge der laufenden Viertelstunde 

bezogen, davor auf die Einzelverträge der vorangegangenen Viertelstunde. Falls das die Intension ist, sollte 

die Formulierung in den Modalitäten und in der Modellbeschreibung angepasst werden. 

EFET Deutschland 

94 23 4 Die Plausibilisierungsdaten für die Tagesabstimmung sollten per Marktkommunikation und nicht 

als Excel-Datei übermittelt werden. 

Eine Übermittlung per Marktkommunikation EnBW Energie Baden-

Württemberg AG 
95 23 4 Die Übermittlung der Plausibilisierungsdaten für die Tagesabstimmung sollte per 

Marktkommunikation erfolgen. 

Eine Übermittlung der Daten per Excel-Datei ist aus unserer Sicht nicht sachgerecht. EnBW Energie Baden-

Württemberg AG 



   

        

         

  

         

            

       

 

        

         

  

         

            

       

  

        

         

  

         

            

       

 

         

              

       

       

           

           

 

 

         

              

       

       

           

           

 

  

         

              

       

       

           

           

 

 

                    

             

     

             

            

        

        

            

      

            

          

              

             

        

            

           

     

  

               

              

        

      

Nr. § Absatz Vorgeschlagene Änderung Begründung Unternehmen/ Verband etc. 

96 23 5 Der Regelreserveanbieter plausibilisiert die ihm im Rahmen der Tagesabstimmung zur 

Verfügung gestellten Daten innerhalb von fünf Arbeitstagen nach Erhalt und meldet festgestellte

Abweichungen dem Anschluss-ÜNB unverzüglich. Der Anschluss-ÜNB 

prüft die vom Regelreserveanbieter festgestellten Abweichungen innerhalb von drei 

Arbeitstagen. 

Die Prüfung der Werte erfolgt durch den Regelreserveanbieter unverzüglich. Nachweislich fehlerhafte Daten 

sind auch nach Ablauf der Frist zu korrigieren. 

UNIPER SE 

97 23 5 Der Regelreserveanbieter plausibilisiert die ihm im Rahmen der Tagesabstimmung zur 

Verfügung gestellten Daten innerhalb von fünf Arbeitstagen nach Erhalt und meldet festgestellte

Abweichungen dem Anschluss-ÜNB unverzüglich. Der Anschluss-ÜNB 

prüft die vom Regelreserveanbieter festgestellten Abweichungen innerhalb von drei 

Arbeitstagen. 

Die Prüfung der Werte erfolgt durch den Regelreserveanbieter unverzüglich. Nachweislich fehlerhafte Daten 

sind auch nach Ablauf der Frist zu korrigieren. 

VGB PowerTech e.V. 

98 23 5 Der Regelreserveanbieter plausibilisiert die ihm im Rahmen der Tagesabstimmung zur 

Verfügung gestellten Daten innerhalb von fünf Arbeitstagen nach Erhalt und meldet festgestellte

Abweichungen dem Anschluss-ÜNB unverzüglich. Der Anschluss-ÜNB 

prüft die vom Regelreserveanbieter festgestellten Abweichungen innerhalb von drei 

Arbeitstagen. 

Die Prüfung der Werte erfolgt durch den Regelreserveanbieter unverzüglich. Nachweislich fehlerhafte Daten 

sind auch nach Ablauf der Frist zu korrigieren. 

EFET Deutschland 

99 23 6 Verletzt der Regelreserveanbieter schuldhaft seine Pflichten zur Datenbereitstellung von

Echtzeitdaten gemäß § 8, hat er kein Recht auf Korrektur der vom ÜNB festgelegten Werte. 

Es erscheint unverhältnismäßig, dem Regelreserveanbieter im Falle jedweder 

Echtzeitdatenbereitstellungspflichtverletzung die Korrektur zu versagen. Diese weitreichende Konsequenz ist 

nur dann verhältnismäßig, wenn er diese Pflichtverletzung verschuldet hat. Durch den Zusatz "schuldhaft" 

wird die Rechtsfolge auf sein vorsätzliches und fahrlässiges Verhalten beschränkt und die Rechtsfolge 

verhältnismäßig. 

UNIPER SE 

100 23 6 Verletzt der Regelreserveanbieter schuldhaft seine Pflichten zur Datenbereitstellung von

Echtzeitdaten gemäß § 8, hat er kein Recht auf Korrektur der vom ÜNB festgelegten Werte. 

Es erscheint unverhältnismäßig, dem Regelreserveanbieter im Falle jedweder 

Echtzeitdatenbereitstellungspflichtverletzung die Korrektur zu versagen. Diese weitreichende Konsequenz ist 

nur dann verhältnismäßig, wenn er diese Pflichtverletzung verschuldet hat. Durch den Zusatz "schuldhaft" 

wird die Rechtsfolge auf sein vorsätzliches und fahrlässiges Verhalten beschränkt und die Rechtsfolge 

verhältnismäßig. 

VGB PowerTech e.V. 

101 23 6 Verletzt der Regelreserveanbieter schuldhaft seine Pflichten zur Datenbereitstellung von

Echtzeitdaten gemäß § 8, hat er kein Recht auf Korrektur der vom ÜNB festgelegten Werte. 

Es erscheint unverhältnismäßig, dem Regelreserveanbieter im Falle jedweder 

Echtzeitdatenbereitstellungspflichtverletzung die Korrektur zu versagen. Diese weitreichende Konsequenz ist 

nur dann verhältnismäßig, wenn er diese Pflichtverletzung verschuldet hat. Durch den Zusatz "schuldhaft" 

wird die Rechtsfolge auf sein vorsätzliches und fahrlässiges Verhalten beschränkt und die Rechtsfolge 

verhältnismäßig. 

EFET Deutschland 

102 24 2 b) Im Fall eines Testabrufs gemäß § 27 erhält der Anbieter den Angebotspreis. Die Begrenzung des Gebotspreises für einen Testabruf auf 200 €/MWh lehnen wir ab. Die Höhe der 

Begrenzung erachten wir als willkürlich. Zudem werden Anbieter mit Arbeitskosten über 200 €/MWh, welche 

auf höhere Gebotspreise angewiesen sind, benachteiligt. 

Die Vergütungsbegrenzung von 200 €/MWh liegt deutlich unter vielen aktuell beobachtbaren Gebotspreisen. 

Wie sich die höhere Markteffizienz aufgrund der Einführung der Regelarbeitsmärkte auf die Gebotspreise 

auswirkt bleibt abzuwarten. In einem Energy Only Markt spielen, auch nach der Einführung des 

Regelarbeitsmarktes, Knappheitssignale in Form von Preisspitzen eine zentrale Rolle. Die Fxierung der 

Begrenzung auf 200 €/MWh stellt eine willkürliche Zahl da, welche weder auf zukünftiges Marktgeschehen 

eingehen kann, noch durch das aktuelle Marktgeschehen begründbar ist. 

Außerdem benachteiligt die Begrenzung Anbieter mit höhreren Arbrufkosten. Dem steht auch nicht entgegen, 

dass den Anbietern die Möglichkeit eingeräumt wird höhere Kosten nachzuweisen. Der Nachweis sorgt für 

zusätzlichen Aufwand, welcher nur für den Teil der Anbieter anfällt, die höhere Abrufkosten haben. Vorallem 

für Aggregatoren mit vielen kleineren Anlagen und heterogenen Kosten kann ein Nachweis sehr aufwendig 

werden und ggf. die Offenlegung von vertraulichen Informationen bedeuten. 

Die Vergütung des Testabrufs zu dem Angebotspreis ist unserer Ansicht nach die einzig faire Option um alle 

Anbieter diskriminierungsfrei in die Testabrufe einzubeziehen. Jegliche Begrenzungen, welche die Anbieter 

mit überdurchschnittlichen Arbeitspreisen benachteiligen, lehnen wir ab. 

Next Kraftwerke 

103 24 2 b) Testabrufe sollten grundsätzlich mit dem bezuschlagten Arbeitspreis vergütet werden. Der Nachweis der arbeitsabhängigen Kosten, welcher zur Abrechnung eines Arbeitspreises >200€/MWh 

notwendig wäre, ist abhängig vom Anlagentyp sehr aufwändig und daher nicht verhältnismäßig. Eine nicht 

kostendeckende Erbringung bereitet insbesondere für Aggregatoren welche vertragliche 

Vergütungsregelungen mit den Anlagenbetreibern geschlossen haben erhebliche Probleme. 

Entelios AG 



   

        

    

           

       

       

        

 

            

      

       

           

   

           

    

  

            

        

        

        

 

            

       

        

           

          

       
            

       

           

          

     

  

            

      

       

           

   

            

       

        

           

          

       
         

          

      

             

          

         

         

         

 

             

        

          

        

       

           

         

        

         

           

 

         

          

      

             

          

         

         

         

  

Nr. § Absatz Vorgeschlagene Änderung Begründung Unternehmen/ Verband etc. 

104 24 Testabrufe sollten grundsätzlich mit dem bezuschlagten Arbeitspreis vergütet werden. Der 

Nachweis der arbeitsabhängigen Kosten, welcher zur Abrechnung eines Arbeitspreises 

>200€/MWh notwendig wäre, ist abhängig vom Anlagentyp sehr aufwändig und daher nicht 

verhältnismäßig. Eine nicht kostendeckende Erbringung bereitet allen Marktteilnehmern 

erhebliche Probleme. Insbesondere für Aggregatoren, welche vertragliche 

Vergütungsregelungen mit den Anlagenbetreibern geschlossen haben, hätte dies erhebliche 

Auswirkungen. 

BDEW 

105 25 1 Die Pönale bei einem Verstoß gegen die Modalitäten sollte nicht über die Pönale im 

vorangegangen Vertrag hinausgehen. Eine pauschale Pönalisierung mit dem 

grenzüberschreitenden Grenzarbeitspreis stellt eine unverhältnismäßige Härte dar, da dieser 

ein Vielfaches über den eigenen Gebotspreis liegen kann. Die Pönalisierung sollte die Höhe des 

selbst gebotenen Arbeitspreises nicht überschreiten. 

Eine Überpönalisierung wurde die Gebotslegung exterm erschweren, weil das finanzielle Risiko für den 

Regelreserveanbieter nicht mehr kalkulierbar ist. 

TIWAG-Tiroler Wasserkraft 

AG 

106 25 1 Die Pönale bei einem Verstoß gegen die Modalitäten sollte nicht über die Pönale im vorange­

gangen Vertrag hinausgehen. Eine pauschale Pönalisierung mit dem grenzüberschreitenden 

Grenzarbeitspreis stellt eine unverhältnismäßige Härte dar, da dieser ein Vielfaches über den 

eigenen Gebotspreis liegen kann. Die Pönalisierung sollte die Höhe des selbst gebotenen 

Arbeitspreises nicht überschreiten.

Eine Überpönalisierung würde den deutschen Markt im europäischen Vergleich von Anfang an 

schlechter stellen und somit seine Wettbewerbsfähigkeit schmälern. 

Es muss gewährleistet sein, dass eine eskalationsbasierte Pönalisierung erfolgt. Bei einem 

Verstoß gegen die Modalitäten sollte dem Regelreserveanbieter zudem die Möglichkeit gegeben 

werden, zum Verstoß Stellung nehmen zu können. Auch sollte die vorgesehen 

Bewährungsphase auf bis zu 12 Monate anberaumt werden. 

BDEW 

107 25 1 a) §25 1 a i.1.d, siehe §16 1 a iv.: Online-Daten, schuldhaft MVV Energie AG 
108 25 2 Es muss gewährleistet werden, dass eine eskalationsbasierte Pönalisierung erfolgt. Bei einem 

Verstoß gegen die Modalitäten sollte dem Regelreserveanbieter zudem die Möglichkeit gegeben 

werden, zum Verstoß Stellung nehmen zu können. Auch sollte die vorgesehen 

Bewährungsphase auf bis zu zwölf Monate anberaumt werden. 

TIWAG-Tiroler Wasserkraft 

AG 

109 25 2 Die Pönale bei einem Verstoß gegen die Modalitäten sollte nicht über die Pönale im 

vorangegangen Vertrag hinausgehen. Eine pauschale Pönalisierung mit dem 

grenzüberschreitenden Grenzarbeitspreis stellt eine unverhältnismäßige Härte dar, da dieser 

ein Vielfaches über den eigenen Gebotspreis liegen kann. Die Pönalisierung sollte die Höhe des 

selbst gebotenen Arbeitspreises nicht überschreiten.

Eine Überpönalisierung würde den deutschen Markt im europäischen Vergleich von Anfang an 

schlechter stellen und somit seine Wettbewerbsfähigkeit schmälern. 

Es muss gewährleistet sein, dass eine eskalationsbasierte Pönalisierung erfolgt. Bei einem 

Verstoß gegen die Modalitäten sollte dem Regelreserveanbieter zudem die Möglichkeit gegeben 

werden, zum Verstoß Stellung nehmen zu können. Auch sollte die vorgesehen 

Bewährungsphase auf bis zu 12 Monate anberaumt werden. 

BDEW 

110 25 2 a) ii. Falls ein Regelreserveanbieter seine Pflicht aus den Modalitäten, PQ-Bedingungen oder

Rahmenvertrag mit dem Anschluss-ÜNB während der Vorhaltung wiederholt innerhalb von drei 

Monaten verletzt, kommt ergänzend Buchstabe c) zur Anwendung. 

Die bisherige Regelung sah für die Verstoßzahl keine zeitliche Begrenzung vor. In der ursprünglichen Form 

würden also zwei Verstöße des Regelreserveanbieters über die Gesamtvertragslaufzeit die hier bestimmten 

Rechtsfolgen auslösen. Dies erscheint vor dem Hintergrund der unbegrenzten Vertragslaufzeit 

unverhältnismäßig. Wir erachten daher eine "Quasi-Verjährung" der Verstöße aus Gründen der 

Verhältnismäßigkeit für zwingend erforderlich und halten drei Monate insoweit für ein angemessenes 

Intervall. 

UNIPER SE 

111 25 2 a) "b. Der Anschluss-ÜNB erhält über die leittechnische Datenverbindung zur Anbindung an den

Leistungsfrequenzregler des Anschluss-ÜNB keine Daten über die Verfügbarkeit vom 

Regelreserveanbieter (z.B. „SRL-Vorhaltung“). In diesem Fall gilt die gesamte Leistung als nicht 

vorgehalten, wenn der Regelreserveanbieter dies verschuldet hat. Dabei wird eine 

Unterbrechung bis zu einer Dauer von bis zu 30 Sekunden toleriert." 

Die bisherige Regelung knüpfte die wirtschaftlich weitreichende Rechtsfolge - nämlich die 

Nichtleistungsfiktion - an jegliche Nichtübermittlung von Daten des Regelreserveanbieters an den

Leistungsfrequenzregler des Anschluss-ÜNB. Die so ausgestaltete Regelung erachten wir als 

unverhältnismäßig und halten die Begrenzung auf verschuldetes Verhalten der Regelreserveanbieter für 

zwingend erforderlich. Aus diesem Grund haben wir die Nichtleistungsfiktion auf Fälle schuldhafter 

Datenübermittlungsausfälle beschränkt. 

UNIPER SE 

112 25 2 a) ii. Falls ein Regelreserveanbieter seine Pflicht aus den Modalitäten, PQ-Bedingungen oder

Rahmenvertrag mit dem Anschluss-ÜNB während der Vorhaltung wiederholt innerhalb von drei 

Monaten verletzt, kommt ergänzend Buchstabe c) zur Anwendung. 

Die bisherige Regelung sah für die Verstoßzahl keine zeitliche Begrenzung vor. In der ursprünglichen Form 

würden also zwei Verstöße des Regelreserveanbieters über die Gesamtvertragslaufzeit die hier bestimmten 

Rechtsfolgen auslösen. Dies erscheint vor dem Hintergrund der unbegrenzten Vertragslaufzeit 

unverhältnismäßig. Wir erachten daher eine "Quasi-Verjährung" der Verstöße aus Gründen der 

Verhältnismäßigkeit für zwingend erforderlich und halten drei Monate insoweit für ein angemessenes 

Intervall. 

VGB PowerTech e.V. 



   

             

        

          

        

       

           

         

        

         

           

  

                  

   
          

    

       

      

        

          

 

               

        
                

              

  

 

                      

 

 

       

           

        

       

         

           

             

            

          

        

            

          

 

 

               

            

             

 

          

    

       

      

        

           

     

               

              

                      

 

 

              

    

 

                        

           

         

      

 

         

         

      

             

          

         

         

         

 

         

         

      

             

          

         

         

         

  

Nr. § Absatz Vorgeschlagene Änderung Begründung Unternehmen/ Verband etc. 

113 25 2 a) "b. Der Anschluss-ÜNB erhält über die leittechnische Datenverbindung zur Anbindung an den

Leistungsfrequenzregler des Anschluss-ÜNB keine Daten über die Verfügbarkeit vom 

Regelreserveanbieter (z.B. „SRLVorhaltung“). In diesem Fall gilt die gesamte Leistung als nicht 

vorgehalten, wenn der Regelreserveanbieter dies verschuldet hat. Dabei wird eine 

Unterbrechung bis zu einer Dauer von bis zu 30 Sekunden toleriert." 

Die bisherige Regelung knüpfte die wirtschaftlich weitreichende Rechtsfolge - nämlich die 

Nichtleistungsfiktion - an jegliche Nichtübermittlung von Daten des Regelreserveanbieters an den

Leistungsfrequenzregler des Anschluss-ÜNB. Die so ausgestaltete Regelung erachten wir als 

unverhältnismäßig und halten die Begrenzung auf verschuldetes Verhalten der Regelreserveanbieter für 

zwingend erforderlich. Aus diesem Grund haben wir die Nichtleistungsfiktion auf Fälle schuldhafter 

Datenübermittlungsausfälle beschränkt. 

VGB PowerTech e.V. 

114 25 2 a) Es sollte keine über die jetzigen Regelungen hinausgehenden Vertragsstrafen geben. Bereits im heutigen Vertragswerk haben die ÜNB weitgehende Möglichkeiten. Darüber hinausgehende 

Vertragsstrafen sind nicht verhältnismäßig. 

Entelios AG 

115 25 2 a) i 1 b : Der Anschluss-ÜNB erhält über die leittechnische Datenverbindung zur

Anbindung an den Leistungsfrequenzregler des Anschluss-ÜNB keine 

Daten über die Verfügbarkeit vom Regelreserveanbieter (z.B. „SRLVorhaltung“). 

In diesem Fall gilt die gesamte Leistung als nicht 

vorgehalten. Dabei wird eine Unterbrechung bis zu einer Dauer von bis 

zu 30 Sekunden toleriert sofern der Ausfall eindeutig auf ein schuldhaftes Verhalten des 

Anbieters zurückzuführen ist 

Der Anbieter kann nur dann dafür bestraft werden, wenn er die Fehler selbst zweifelsfrei zu vertreten hat MVV Energie AG 

116 25 2 a) i 1 c: siehe Nr. 3 siehe Nr 3 MVV Energie AG 
117 25 2 a) i 2: streichen oder anderen Anreiz benennen Es geht um die Leistungsvorhaltung. Eine Pönalisierung durch einen Arbeitspreis ist nicht sachgerecht. 

Ebenfalls ist zum Zeitpunkt der Vermarktung nicht klar, wie hoch diese Anreizkomponente im Falle der 

Aktivierung werden kann. 

MVV Energie AG 

118 25 2 a) §25 2 a i.2, siehe §16 1 c: streichen aFRR: im Gegensatz zur FCR greift die Pönale nicht nur in einer "Bewährungsphase", sondern direkt bei der 

ersten Pflichtverletzung. 

MVV Energie AG 

119 25 2 a) 25 Abs. 2 a) i. 1. b.

Der Anschluss-ÜNB erhält über die leittechnische Datenverbindung zur Anbindung an den

Leistungsfrequenzregler des Anschluss-ÜNB keine Daten über die Verfügbarkeit vom 

Regelreserveanbieter (z.B. „SRLVorhaltung“) und dies wird durch eine Störung beim 

Regelreserveanbieter verursacht. In diesem Fall gilt die gesamte Leistung als nicht vorgehalten. 

Dabei wird eine Unterbrechung bis zu einer Dauer von bis zu 30 Sekunden toleriert. 

Die gesamte Leistung soll nach dem Vorschlag als nicht vorgehalten gelten. Hier wird nicht danach 

differenziert, in welcher Sphäre eine Unterbrechung verursacht worden ist. Das hieße im ungerechtesten

Fall, dass der Anbieter seine Vorhaltepflicht verletzten würde, wenn der Anschluss-ÜNB seine 

Datenverbindung nicht aufrechterhalten kann – mit entsprechender Pönalisierung des Anbieters. Dies kann 

so nicht gerecht und nicht gewollt sein. Entsprechend sollte eine Anpassung dahingehend erfolgen, dass 

ausschließlich dann die gesamte Leistung als nicht vorgehalten gilt, wenn dies der Sphäre des Anbieters 

zuzuordnen ist. 

Statkraft Markets GmbH 

120 25 2 a) 25 Abs 2 a) i. 1. c. streichen Das Inaktiv-Setzen der Datenverbindung durch den ÜNB bei Problemen auf Seiten des 

Regelreserveanbieters sollte nicht sofort zu einer Verletzung der Vorhaltepflicht führen. Hier ist insbesondere 

auch nicht definiert, wie lange der ÜNB den Regelreserveanbieter inaktiv setzen kann. Das ist nicht 

sachgerecht. 

Statkraft Markets GmbH 

121 25 2 a) i 1 b : Der Anschluss-ÜNB erhält über die leittechnische Datenverbindung zur

Anbindung an den Leistungsfrequenzregler des Anschluss-ÜNB keine 

Daten über die Verfügbarkeit vom Regelreserveanbieter (z.B. „SRLVorhaltung“). 

In diesem Fall gilt die gesamte Leistung als nicht 

vorgehalten. Dabei wird eine Unterbrechung bis zu einer Dauer von bis

zu 30 Sekunden toleriert. Es kann auch zu Fehlern beim ÜNB kommen. Daher muss der Fall 

eindeutig auf den Anbieter zurückzuführen sein 

Der Anbieter kann nur dann dafür bestraft werden, wenn er die Fehler selbst zweifelsfrei zu vertreten hat EFET Deutschland 

122 25 2 a) i 2: streichen oder anderen Anreiz Es geht um die Leistungsvorhaltung. Einen Arbeitspreis für die Leistungsvorhaltung ist nicht sachgerecht EFET Deutschland 

123 25 2 a) §25 2 a i.2, siehe §16 1 c: streichen aFRR: im Gegensatz zur FCR greift die Pönale nicht nur in einer "Bewährungsphase", sondern direkt bei der 

ersten Pflichtverletzung. 

EFET Deutschland 

124 25 2 a) mindestens: i 2 c streichen mathematisch falsch, der Leistungspreis hat die Einheit EUR/MW, ihn auf diesem Weg in einen Arbeitspreis 

umzudeklarieren erscheint sachlich ebenso falsch 

Trianel GmbH 

125 25 2 a) i 2: Bezug auf ID AEP durch Gebotspreis des Anbieters ersetzen Der Bezug auf den AEP erscheint hier sachfremd und wäre mit großen Risiken für den Anbieter verbunden. 

Die hier vorgesehene unter Umständen wesentlich höhere Pönalisierung als im derzeitigen Rahmenvertrag 

lehnen wir daher ab. Die gewünschte Lenkungswirkung gegen vertragswidriges Verhalten des Anbieters wird 

auch mit einem Preis nach unserem Vorschlag erreicht. 

Trianel GmbH 

126 25 2 b) ii. Falls ein Regelreserveanbieter seine Pflicht aus den Modalitäten, PQ-Bedingungen oder

Rahmenvertrag mit dem Anschluss-ÜNB während der Erbringung wiederholt innerhalb von drei 

Monaten verletzt, kommt zusätzlich Buchstabe c) zur Anwendung. 

Die bisherige Regelung sah für die Verstoßzahl keine zeitliche Begrenzung vor. In der ursprünglichen Form 

würden also zwei Verstöße des Regelreserveanbieters über die Gesamtvertragslaufzeit die hier bestimmten 

Rechtsfolgen auslösen. Dies erscheint vor dem Hintergrund der unbegrenzten Vertragslaufzeit 

unverhältnismäßig. Wir erachten daher eine "Quasi-Verjährung" der Verstöße aus Gründen der 

Verhältnismäßigkeit für zwingend erforderlich und halten drei Monate insoweit für ein angemessenes 

Intervall. 

UNIPER SE 

127 25 2 b) ii. Falls ein Regelreserveanbieter seine Pflicht aus den Modalitäten, PQ-Bedingungen oder

Rahmenvertrag mit dem Anschluss-ÜNB während der Erbringung wiederholt innerhalb von drei 

Monaten verletzt, kommt zusätzlich Buchstabe c) zur Anwendung. 

Die bisherige Regelung sah für die Verstoßzahl keine zeitliche Begrenzung vor. In der ursprünglichen Form 

würden also zwei Verstöße des Regelreserveanbieters über die Gesamtvertragslaufzeit die hier bestimmten 

Rechtsfolgen auslösen. Dies erscheint vor dem Hintergrund der unbegrenzten Vertragslaufzeit 

unverhältnismäßig. Wir erachten daher eine "Quasi-Verjährung" der Verstöße aus Gründen der 

Verhältnismäßigkeit für zwingend erforderlich und halten drei Monate insoweit für ein angemessenes 

Intervall. 

VGB PowerTech e.V. 



   

         

     

              

            

           

         

          

              

          

 

 

           

     

               

        

           

               

   

  

                       

                 

           

      

  

              

          

 

 

                 

     

        

         

         

           

           

         

   

   

             

          

         

         

         

 

            

           

           

         

        

         

           

             

           

             

              

   

 

         

         

          

           

         

   

   

             

          

         

         

         

  

            

           

 

           

         

        

         

           

             

           

             

              

   

  

Nr. § Absatz Vorgeschlagene Änderung Begründung Unternehmen/ Verband etc. 

128 25 2 b) Die Heranziehung des CBMP zur systematischen Pönalisierung von Untererfüllungsmengen ist 

unverhältnismäßig und sollte gestrichen werden. 

Der CBMP ist a priori nicht bekannt, so dass das Risiko einer Pönalisierung bei der Gebotserstellung nicht 

oder nur sehr schwer abgeschätzt und bepreist werden kann. Insbesondere bei technischen Problemen 

welche nicht unmittelbar behoben werden können, stellt dies ein mitunter existenzbedrohendes Szenario für 

die aFRR-Anbieter dar. Die Komponente der automatischen Pönalisierung sollte unserer Ansicht nach 

komplett gestrichen oder zumindest der Höhe nach auf ein niedriges Niveau begrenzt werden. 

Entelios AG 

129 25 2 b) i 2: streichen oder anderen Anreiz benennen Grenzarbeitspreis als "Anreiz" ist ein unkalkulierbares Risiko für den Anbieter. Dieser Preis ist ihm vorher 

nicht bekannt. Er muss also eine Versicherungsprämie auf den Arbeitspreis legen, um sich gegen 

Untererfüllung abzusichern. 

MVV Energie AG 

130 25 2 b) Bei einer Nichterbringung aufgrund von einem technischen Versagen soll die Pönale die 

gesamte Arbeit-Vergütung in dieser Erbrigungszeitscheibe nicht überschreiten. 

Die im Paragraph 25 Abs. 2 b) i) 1 und 2 könnte bei einem technischen Versagen zur höheren Kosten als 

Erlöse in der Zeitscheibe führen. Dies würde abschrekend für Marktteilnehmer wirken so dass die 

Anbieterzahl u.U. sinken würde. Das hat eine Senkung des Wettbewerbs, die mit einer Preiserhöhung mit 

sich bringt. Die Gestalltung der Pönalen sollte aus diesem Grund prognostizierbar sein und dürfte nicht die 

Erlöse einer Anlage aus einer Zeitscheibe überschreiten. 

TRIMET Aluminium SE 

131 25 2 b) Der Einführungsdatum soll sehr klar und rechtzeitig kommuniziert werden Um ausreichned Umsetzungszeit für die Anbieter und ÜNB zu gewährleisten, sollte die Einführung der 

Modalitäten sehr klar und rechtzeitig kommuniziert werden. Wir begrüßen die im Paragraph 25 Abs. 2 b) i) 4 

dargestellte Gültigkeit der Anreizkomponente "Vorhaltung" anstatt der Anreizkomponente "Erbringung" für die 

Übergangzeit bis zur Anbindung der Anschluss-Regelzone an die europäische Abrufplattform. 

TRIMET Aluminium SE 

132 25 2 b) i 2: streichen oder anderen Anreiz Grenzarbeitspreis als "Anreiz" ist ein unkalkulierbares Risiko für den Anbieter. Dieser Preis ist ihm vorher 

nicht bekannt. Er muss also eine Versicherungsprämie auf den Arbeitspreis legen, um sich gegen 

Untererfüllung abzusichern. 

EFET Deutschland 

133 25 2 b) i. 2.: hilfsweise zum Kommentar zu § 23 (1) c) und e) müsste die Toleranzgrenze von 5 % der 

vorangegangen 299 Sekunden substanziell erhöht werden 

s. zu § 23 (1) c) und e) Trianel GmbH 

134 25 2 c) c) Falls ein Regelreserveanbieter seine Pflicht aus den Modalitäten, PQ-Bedingungen oder

Rahmenvertrag mit dem Anschluss-ÜNB während der Vorhaltung oder Erbringung wiederholt

innerhalb von drei Monaten oder grob verletzt, so kann der Anschluss-ÜNB vom 

Regelreserveanbieter einfordern eine Stellungnahme zu den Verstößen und einen Plan für

Abhilfemaßnahmen zur Prüfung vorzulegen. Außerdem kann der Anschluss-ÜNB eine 12­

monatige Bewährungsphase aussprechen. Zu 

groben Verletzungen zählen insbesondere: 

Die bisherige Regelung sah für die Verstoßzahl keine zeitliche Begrenzung vor. In der ursprünglichen Form 

würden also zwei Verstöße des Regelreserveanbieters über die Gesamtvertragslaufzeit die hier bestimmten 

Rechtsfolgen auslösen. Dies erscheint vor dem Hintergrund der unbegrenzten Vertragslaufzeit 

unverhältnismäßig. Wir erachten daher eine "Quasi-Verjährung" der Verstöße aus Gründen der 

Verhältnismäßigkeit für zwingend erforderlich und halten drei Monate insoweit für ein angemessenes 

Intervall. 

UNIPER SE 

135 25 2 c) ii. die schuldhafte Übermittlung keiner oder nicht korrekt gebildeter Echtzeit-Werte oder Daten 

gemäß § 8 (z.B. wiederholte Unterbrechungen der Datenverbindung von mehr als 30 Sekunden) 

oder 

Die bisherige Regelung knüpfte die wirtschaftlich weitreichende Rechtsfolge - nämlich die 

Nichtleistungsfiktion - an jegliche Nichtübermittlung von Daten des Regelreserveanbieters an den

Leistungsfrequenzregler des Anschluss-ÜNB. Die so ausgestaltete Regelung erachten wir als 

unverhältnismäßig und halten die Begrenzung auf verschuldetes Verhalten der Regelreserveanbieter für 

zwingend erforderlich. Aus diesem Grund haben wir die Nichtleistungsfiktion auf Fälle schuldhafter 

Datenübermittlungsausfälle beschränkt. 

Diese Regelung sollte sich nur auf Echtzeit-Daten beziehen, da diese relevant für die Netzsteuerung sein 

können. Das Aussprechen einer 12-monatige Bewährungsphase im Fall, dass Offline Daten nicht fristgerecht 

geliefert werden, ist nicht sachgerecht und angemessen. Der Regelreserveanbieter ist im eigenen Interesse 

bemüht die Daten fristgerecht zu liefern, daher sollte zumindest eine Mahnung bzw. erneute Aufforderung zur 

Datenbereitstellung in den Eskalations-Prozess aufgenommen werden. 

UNIPER SE 

136 25 2 c) c) Falls ein Regelreserveanbieter seine Pflicht aus den Modalitäten, PQ-Bedingungen oder

Rahmenvertrag mit dem Anschluss-ÜNB während der Vorhaltung oder Erbringung wiederholt

innerhalb von drei Monaten wiederholt oder grob verletzt, so kann der Anschluss-ÜNB vom 

Regelreserveanbieter einfordern eine Stellungnahme zu den Verstößen und einen Plan für

Abhilfemaßnahmen zur Prüfung vorzulegen. Außerdem kann der Anschluss-ÜNB eine 12­

monatige Bewährungsphase aussprechen. Zu 

groben Verletzungen zählen insbesondere: 

Die bisherige Regelung sah für die Verstoßzahl keine zeitliche Begrenzung vor. In der ursprünglichen Form 

würden also zwei Verstöße des Regelreserveanbieters über die Gesamtvertragslaufzeit die hier bestimmten 

Rechtsfolgen auslösen. Dies erscheint vor dem Hintergrund der unbegrenzten Vertragslaufzeit 

unverhältnismäßig. Wir erachten daher eine "Quasi-Verjährung" der Verstöße aus Gründen der 

Verhältnismäßigkeit für zwingend erforderlich und halten drei Monate insoweit für ein angemessenes 

Intervall. 

VGB PowerTech e.V. 

137 25 2 c) ii. die schuldhafte Übermittlung keiner oder nicht korrekt gebildeter Echtzeit-Werte oder Daten 

gemäß § 8 (z.B. wiederholte Unterbrechnungen der Datenverbindung von mehr als 30 

Sekunden) oder 

Die bisherige Regelung knüpfte die wirtschaftlich weitreichende Rechtsfolge - nämlich die 

Nichtleistungsfiktion - an jegliche Nichtübermittlung von Daten des Regelreserveanbieters an den

Leistungsfrequenzregler des Anschluss-ÜNB. Die so ausgestaltete Regelung erachten wir als 

unverhältnismäßig und halten die Begrenzung auf verschuldetes Verhalten der Regelreserveanbieter für 

zwingend erforderlich. Aus diesem Grund haben wir die Nichtleistungsfiktion auf Fälle schuldhafter 

Datenübermittlungsausfälle beschränkt. 

Diese Regelung sollte sich nur auf Echtzeit-Daten beziehen, da diese relevant für die Netzsteuerung sein 

können. Das Aussprechen einer 12-monatige Bewährungsphase im Fall, dass Offline Daten nicht fristgerecht 

geliefert werden, ist nicht sachgerecht und angemessen. Der Regelreserveanbieter ist im eigenen Interesse 

bemüht die Daten fristgerecht zu liefern, daher sollte zumindest eine Mahnung bzw. erneute Aufforderung zur 

Datenbereitstellung in den Eskalations-Prozess aufgenommen werden. 

VGB PowerTech e.V. 



   

          
      

             

        

      

             

              

    

 

            

           

 

           

         

        

         

           

             

           

             

              

   

 

                  

            

 

 

            

             

           

            

         

            

        

   

         

         

       

        

       

        

      

        

            

            

           

         

         

       

         

           

             

           

        

         

            

            

              

        

 

Nr. § Absatz Vorgeschlagene Änderung Begründung Unternehmen/ Verband etc. 

138 25 2 c) siehe §16 1b oben: ii und iii streichen, "wiederholt" konkretisieren. MVV Energie AG 
139 25 2 c) 25 Abs. 2 c) ii.

die Übermittlung keiner oder nicht korrekt gebildeter Werte oder Daten gemäß § 8 (z.B. 

wiederholte Unterbrechungen der Datenverbindung von mehr als 30 Sekunden), wenn dies 

aufgrund von Problemen auf Seiten des Regelreserveanbieters geschieht, 

Zudem soll die Nichtübermittlung z.B. durch Unterbrechung der Datenverbindung zu einer groben 

Pflichtverletzung führen. Auch dies ist nicht sachgerecht, da hier nicht danach differenziert wird, in welcher 

Sphäre der Ausfall eingetreten ist. 

Statkraft Markets GmbH 

140 25 2 c) ii. die schuldhafte Übermittlung keiner oder nicht korrekt gebildeter Echtzeit-Werte oder Daten 

gemäß § 8 (z.B. wiederholte Unterbrechnungen der Datenverbindung von mehr als 30 

Sekunden) oder 

Die bisherige Regelung knüpfte die wirtschaftlich weitreichende Rechtsfolge - nämlich die 

Nichtleistungsfiktion - an jegliche Nichtübermittlung von Daten des Regelreserveanbieters an den

Leistungsfrequenzregler des Anschluss-ÜNB. Die so ausgestaltete Regelung erachten wir als 

unverhältnismäßig und halten die Begrenzung auf verschuldetes Verhalten der Regelreserveanbieter für 

zwingend erforderlich. Aus diesem Grund haben wir die Nichtleistungsfiktion auf Fälle schuldhafter 

Datenübermittlungsausfälle beschränkt. 

Diese Regelung sollte sich nur auf Echtzeit-Daten beziehen, da diese relevant für die Netzsteuerung sein 

können. Das Aussprechen einer 12-monatige Bewährungsphase im Fall, dass Offline Daten nicht fristgerecht 

geliefert werden, ist nicht sachgerecht und angemessen. Der Regelreserveanbieter ist im eigenen Interesse 

bemüht die Daten fristgerecht zu liefern, daher sollte zumindest eine Mahnung bzw. erneute Aufforderung zur 

Datenbereitstellung in den Eskalations-Prozess aufgenommen werden. 

EFET Deutschland 

141 25 2 c) ii) streichen oder sehr klar konkretisieren Die Übermittlung von Daten kann niemals 100 % verfügbar sein. Jeglichen noch so kurzen Ausfall der 

Datenübermittlung auf diesem Weg als grobe Verletzung der Modalitäten einzuordnen, halten wir daher für 

völlig überzogen. 

Trianel GmbH 

142 25 6 Der BDEW lehnt die unabhängige Abrechnung von Mehrkosten ab. Soweit die Mehrkosten des 

ÜNB durch die Pönale gedeckt sind, ist von deren Abrechnung gegenüber dem Anbieter 

abzusehen. Zweck der Pönale ist es, die Anbieter zur Erbringungstreue anzuhalten und nicht 

die Netzentgelte allein durch Einnahme von Pönalen zu senken. Die Anreizwirkung durch die

Pönale bleibt auch bei Verrechnung mit den Mehrkosten auf ÜNB-Seite weiterhin bestehen.

Der ÜNB darf nicht die Möglichkeit haben, unbegrenzt Kostenarten unter diesen Punkt zu 

subsumieren. Insbesondere im Rahmen einer einheitlichen europäischen Regelung müssen die 

ansetzbaren Kostenarten aufgeführt werden. 

BDEW 

143 25 6 Nachgewiesene Mehrkosten für die Ersatzversorgung des Anschluss-ÜNB, die durch die 

schuldhafte nicht oder nicht vollständige Vorhaltung und/oder Erbringung oder die schuldhafte

Übererfüllung der Anforderung durch den Regelreserveanbieter entstehen, hat der 

Regelreserveanbieter zu erstatten. Zahlungen aus den Anreizkomponenten „Vorhaltung“ und 

„Erbringung“ für dieselbe Pflichtverletzung werden abgezogen. Zahlungen aus der 

Anreizkomponente „Vorhaltung“ für dieselbe Pflichtverletzung werden abgezogen. Die Haftung 

des Regelreserveanbieters ist auf den in § 18 NAV normierten Umfang beschränkt. 

Die bisherige Regelung sah eine Haftung des Regelreserveanbieters für "nachgewiesene Mehrkosten" vor, 

ohne diese sachgerecht zu begrenzen. Wir halten die konsultierte Regelung daher für zu weitreichend und 

schlagen - entsprechend der heute geltenden Regelung - die Begrenzung auf "nachgewiesene Mehrkosten 

der Ersatzversorgung" vor. Ferner sieht die konsultierte Regelung im Fall der vom 

Regelreserveenergieanbieter nicht bzw. nicht vollständig erbrachten Vorhaltung, Erbringung und/oder

Übererfüllung seine verschuldensunabhängige Haftung für die Mehrkosten (der Ersatzversorgung) des 

Anschluss-ÜNB vor. Die vorgeschlagene verschuldensunabhängige Haftung des Regelreserveanbieters ist 

unverhältnismäßig. Seine Haftung muss daher auf das ihm zurechenbare Verhalten beschränkt werden. Wir 

halten die Haftungsbeschränkung für schuldhaft verursachte Schäden im Sinne der Verhältnismäßigkeit für 

zwingend geboten. Aus diesem Grund haben wir in dem Textvorschlag sowohl die Nichtvorhaltung, als auch

die nicht vollständige Vorhaltung ebenso wie die Übererfüllung mit dem Zusatz "schuldhaft" auf das 

angemessene Haftungsmaß (Vorsatz & Fahrlässigkeit) begrenzt. Soweit die Beschlusskammer unserem 

Vorschlag zur Begrenzung der erstattungsfähigen Kosten auf die nachgewiesenen Mehrkosten der 

Ersatzversorgung nicht folgen sollte, erachten wir es für erforderlich zu ergänzen, dass der vom 

Regelreserveanbieter zu erstattende Schaden - soweit er von den "nachgewiesenen Mehrkosten" umfasst 

wäre - nicht über die gesetzlichen Haftungsgrenzen der Netzbetreiber hinausgehen darf, weshalb wir in 

diesem Fall eine Referenz auf § 18 NAV für erforderlich halten. 

UNIPER SE 



   

         

         

       

        

       

        

      

        

            

            

           

         

         

       

         

           

             

           

        

         

            

            

              

        

  

             

                 

 
         

         

          

             

           

           

    

  

      
              

         

         

       

        

       

        

      

        

            

            

           

         

         

       

         

           

             

           

        

         

            

            

              

        

 

              

           

          

 

  
      

  

            

        

          

      

 

 

Nr. § Absatz Vorgeschlagene Änderung Begründung Unternehmen/ Verband etc. 

144 25 6 Nachgewiesene Mehrkosten für die Ersatzversorgung des Anschluss-ÜNB, die durch die 

schuldhafte nicht oder nicht vollständige Vorhaltung und/oder Erbringung oder die schuldhafte

Übererfüllung der Anforderung durch den Regelreserveanbieter entstehen, hat der 

Regelreserveanbieter zu erstatten. Zahlungen aus den Anreizkomponenten „Vorhaltung“ und 

„Erbringung“ für dieselbe Pflichtverletzung werden abgezogen. Zahlungen aus der 

Anreizkomponente „Vorhaltung“ für dieselbe Pflichtverletzung werden abgezogen. Die Haftung 

des Regelreserveanbieters ist auf den in § 18 NAV normierten Umfang beschränkt. 

Die bisherige Regelung sah eine Haftung des Regelreserveanbieters für "nachgewiesene Mehrkosten" vor, 

ohne diese sachgerecht zu begrenzen. Wir halten die konsultierte Regelung daher für zu weitreichend und 

schlagen - entsprechend der heute geltenden Regelung - die Begrenzung auf "nachgewiesene Mehrkosten 

der Ersatzversorgung" vor. Ferner sieht die konsultierte Regelung im Fall der vom 

Regelreserveenergieanbieter nicht bzw. nicht vollständig erbrachten Vorhaltung, Erbringung und/oder

Übererfüllung seine verschuldensunabhängige Haftung für die Mehrkosten (der Ersatzversorgung) des 

Anschluss-ÜNB vor. Die vorgeschlagene verschuldensunabhängige Haftung des Regelreserveanbieters ist 

unverhältnismäßig. Seine Haftung muss daher auf das ihm zurechenbare Verhalten beschränkt werden. Wir 

halten die Haftungsbeschränkung für schuldhaft verursachte Schäden im Sinne der Verhältnismäßigkeit für 

zwingend geboten. Aus diesem Grund haben wir in dem Textvorschlag sowohl die Nichtvorhaltung, als auch

die nicht vollständige Vorhaltung ebenso wie die Übererfüllung mit dem Zusatz "schuldhaft" auf das 

angemessene Haftungsmaß (Vorsatz & Fahrlässigkeit) begrenzt. Soweit die Beschlusskammer unserem 

Vorschlag zur Begrenzung der erstattungsfähigen Kosten auf die nachgewiesenen Mehrkosten der 

Ersatzversorgung nicht folgen sollte, erachten wir es für erforderlich zu ergänzen, dass der vom 

Regelreserveanbieter zu erstattende Schaden - soweit er von den "nachgewiesenen Mehrkosten" umfasst 

wäre - nicht über die gesetzlichen Haftungsgrenzen der Netzbetreiber hinausgehen darf, weshalb wir in 

diesem Fall eine Referenz auf § 18 NAV für erforderlich halten. 

VGB PowerTech e.V. 

145 25 6 streichen Ist bereits über die Pönale abgedeckt. Eine Nachvollziehbarkeit eines solchen Nachweises ist praktisch nicht 

umsetzbar. 

ENGIE Deutschland AG 

146 25 6 Spezifizierung der nachgewiesenen Mehrkosten auf Mehrkosten der Ersatzversorgung. Mögliche Mehrkosten müssen klar beschrieben und der Ersatzversorgung zuordenbar sein. EnBW Energie Baden-

Württemberg AG 
147 25 6 Eine zu leistende Pönalzahlung sollte in der Berechnung entstandener Mehrkosten 

berücksichtigt und von diesen abgezogen werden. Die darüber hinaus verbleibenden

Mehrkosten sollten vom Anschluss-ÜNB gegenüber dem Anbieter für Regelreserveanbieter in 

Rechnung gestellt werden. 

Neben der Erteilung einer Pönalzahlung sollte keine weitere Kostenposition ggü. dem Anbieter von 

Regelreserve geltend gemacht werden, sofern die entstandenen Mehrkosten bereits abgedeckt sind. Die 

Anreizwirkung für die Anbieter durch eine verschärfte Pönale bleibt auch bei einer möglichen 

Mehrkostenverrechnung beim Anschluss-ÜNB weiterhin bestehen. 

Lausitz Energie Kraftwerke 

AG 

148 25 6 siehe §16 3 oben: Mehrkosten der Ersatzversorgung, schuldhaft MVV Energie AG 
149 25 6 streichen Mehrkosten des ÜNB sind über die Pönale abgedeckt. Eine darüber hinausgehende Erstattung führt zu einer 

Überpönalisierung. 

Statkraft Markets GmbH 

150 25 6 Nachgewiesene Mehrkosten für die Ersatzversorgung des Anschluss-ÜNB, die durch die 

schuldhafte nicht oder nicht vollständige Vorhaltung und/oder Erbringung oder die schuldhafte

Übererfüllung der Anforderung durch den Regelreserveanbieter entstehen, hat der 

Regelreserveanbieter zu erstatten. Zahlungen aus den Anreizkomponenten „Vorhaltung“ und 

„Erbringung“ für dieselbe Pflichtverletzung werden abgezogen. Zahlungen aus der 

Anreizkomponente „Vorhaltung“ für dieselbe Pflichtverletzung werden abgezogen. Die Haftung 

des Regelreserveanbieters ist auf den in § 18 NAV normierten Umfang beschränkt. 

Die bisherige Regelung sah eine Haftung des Regelreserveanbieters für "nachgewiesene Mehrkosten" vor, 

ohne diese sachgerecht zu begrenzen. Wir halten die konsultierte Regelung daher für zu weitreichend und 

schlagen - entsprechend der heute geltenden Regelung - die Begrenzung auf "nachgewiesene Mehrkosten 

der Ersatzversorgung" vor. Ferner sieht die konsultierte Regelung im Fall der vom 

Regelreserveenergieanbieter nicht bzw. nicht vollständig erbrachten Vorhaltung, Erbringung und/oder

Übererfüllung seine verschuldensunabhängige Haftung für die Mehrkosten (der Ersatzversorgung) des 

Anschluss-ÜNB vor. Die vorgeschlagene verschuldensunabhängige Haftung des Regelreserveanbieters ist 

unverhältnismäßig. Seine Haftung muss daher auf das ihm zurechenbare Verhalten beschränkt werden. Wir 

halten die Haftungsbeschränkung für schuldhaft verursachte Schäden im Sinne der Verhältnismäßigkeit für 

zwingend geboten. Aus diesem Grund haben wir in dem Textvorschlag sowohl die Nichtvorhaltung, als auch

die nicht vollständige Vorhaltung ebenso wie die Übererfüllung mit dem Zusatz "schuldhaft" auf das 

angemessene Haftungsmaß (Vorsatz & Fahrlässigkeit) begrenzt. Soweit die Beschlusskammer unserem 

Vorschlag zur Begrenzung der erstattungsfähigen Kosten auf die nachgewiesenen Mehrkosten der 

Ersatzversorgung nicht folgen sollte, erachten wir es für erforderlich zu ergänzen, dass der vom 

Regelreserveanbieter zu erstattende Schaden - soweit er von den "nachgewiesenen Mehrkosten" umfasst 

wäre - nicht über die gesetzlichen Haftungsgrenzen der Netzbetreiber hinausgehen darf, weshalb wir in 

diesem Fall eine Referenz auf § 18 NAV für erforderlich halten. 

EFET Deutschland 

151 25 6 Klarstellung der möglichen Kostenarten Die hier ansetzbaren Kostenarten zur Erstattung durch den Anbieter müssen mit konsultiert werden und 

sollten abschließend aufgeführt werden. Der Anbieter muss in die Lage versetzt werden, die Höhe seines 

Risikos zu kalkulieren, da diese Regelung schon bei schuldlosem oder leicht fahrlässigem Verhalten greifen 

könnte. 

Trianel GmbH 

152 25 tbd ENGIE Deutschland AG 
153 25 Der beschriebene Eskalationsprozess ist unbedingt mit entsprechenden europäischen 

Regelungen zu harmonisieren. 

Vor dem Hintergrund der Einführung der gemeinsamen EU-Plattformen MARI und Picasso kann der 

beschriebene Eskalationsprozess einen erheblichen Wettbewerbsnachteil für deutsche Anbieter ggü 

ausländischen Anbietern darstellen. Wir sind der festen Auffassung, dass im Rahmen der euopäischen 

Harmonisierung keine Diskriminierungspotentiale durch nationale Regelungen entstehen darf. 

EnBW Energie Baden-

Württemberg AG 



   

          

        

    

     

           

       

           

    

  

                     

           

              

  

  

          

            

         

        

       

           

         

            

 

         

          

            

                    

              

      

 

            

      

          

       

          

         

            

           

         

             

            

              

      

  

       

     

      

     

            

           

               

  

 

          

      

        

     

            

            

          

         

     

 

          

      

        

     

            

            

          

         

     

  

          

      

        

     

            

            

          

         

     

 

           

Nr. § Absatz Vorgeschlagene Änderung Begründung Unternehmen/ Verband etc. 

154 25 Das neue System zur Pönalisierung bei Verstößen gegen die Modalitäten für 

Regelreserveanbieter sollte die bisher diesbezüglich geltenden Vertragsstrafen wenn 

überhaupt, nicht zu deutlich übersteigen. 

Weiterhin sollte das Pönalisierungssystem eskalationsbasiert aufgestellt werden. 

Die Festlegung der Bewährungsphase sollte mit Blick auf die Bemessung der Pflichtverletzung 

nicht fest, sondern flexibel auf bis zu 12 Monate erfolgen. 

Die Dauer der Bewährungsphase sollte entsprechend der Schwere des Verstoßes und nicht aufgrund der 

Anzahl der Verstöße festgelegt werden. 

Lausitz Energie Kraftwerke 

AG 

155 27 10 d) Bitte um Präzisierung des Verlaufs der Kanalgrenze nach Ende der Rampenphase. Wir gehen davon aus, dass die in der Rampenphase (Produktwechsel) zu null gesetzte Kanalgrenze im Falle 

eines erneuten Abrufs nach dem Wendepunkt von der Nulllinie aus weiterläuft und nicht auf den Wert 

springt, bei dem sie gemäß des Sollwertverlaufs liegen müsste, wenn sie nicht auf null gesetzt worden wäre. 

Bitte um Bestätigung 

Next Kraftwerke 

156 27 6 Die Vorgabe von Reservegruppen/-einheiten kann vom ÜNB nicht bei Testabrufen verlangt 

werden, da mit der Gebotsabgabe nicht bekanntgegeben wird, welche TE dem Anlagenpool 

zugeordnet sind. Im Rahmen der Angebotsabgabe wird stets lediglich eine Men­

gen/Preiskombination angeboten. Die ÜNB erlangen hierbei keine Kenntnis über die genaue 

Zusammensetzung des Anbieterpools, so dass eine Vorgabe spezifischer technischer Einhei­

ten für die Erbringung von Testabrufen nicht in jedem Fall umgesetzt werden kann. 

BDEW 

157 27 6 Die Vorgabe von Reservegruppen/einheiten kann vom ÜNB nicht bei Testabrufen verlangt 

werden, da mit der Gebotsabgabe nicht bekanntgegeben wird, welche TE dem Anlagenpool 

zugeordnet sind. 

Im Rahmen der Angebotsabgabe wird stets lediglich eine Mengen/Preiskombination angeboten. Die ÜNB 

erlangen hierbei keine Kenntnis über die genaue Zusammensetzung des Anbieterpools, so dass eine 

Vorgabe spezifischer TE für die Erbringung von Testabrufen nicht in jedem Fall umgesetzt werden kann. 

Entelios AG 

158 27 6 durch ein passendes Verfahren für Testabrufe ersetzen Der ÜNB kann mit diesem Verfahren nicht die Teilnahme bestimmter TE an einem Testabruf verlangen, da er 

die interne MO des Anbieters nicht kennt. Die betreffende TE könnte z. B. gar nicht vermarktet worden sein 

oder viel höhere Grenzkosten haben als das betreffende Poolgebot. 

Trianel GmbH 

159 30 1 b) Der BDEW spricht sich für folgende Anpassung aus: Der Regelreserveanbieter informiert die 

betroffenen Bilanzkreisverantwortlichen der Technischen Einheiten (Erbringungs-Bilanzkreise) 

unverzüglich bei Beginn der Vermarktung/bei erteilter Präqualifikation darüber, dass die dem 

jeweiligen Bilanzkreis zugeordneten Technischen Einheiten zur Erbringung von mFRR einge­

setzt werden. Mit der derzeitigen Formulierung in den Modalitäten für Regereserveanbieter 

könnte der Erbringungs-BKV fordern, dass unmittelbar nach einem mFRR Abruf eine Meldung 

erfolgen muss. Dies wäre in der Abwicklung nur abzubilden und ist auch nicht notwendig. 

BDEW 

160 30 1 b) Bitte um Präzisierung Der Regelreserveanbieter wird verpflichtet die betroffenen Bilanzkreisverantwortlichen der Technischen 

Einheiten (Erbringungs-Bilanzkreise) unverzüglich über die Aktivierung von mFRR in Kenntnis zu setzen. 

Dies kann für die Bilanzkreise, die Online bewirtschaftet und damit live-daten basiert optimiert werden, 

sinnvoll sein. Für Verbraucher/Erzeuger, welche nicht online bewirtschaftet werden ist dies jedoch eine

Information, welche nicht unbedingt weiterverarbeitet werden kann. Wir bitten die ÜNB diesen Punkt weiter 

zu spezifitzieren und nicht eine generelle Verpflichtung auszusprechen. 

Next Kraftwerke 

161 30 1 b) Der Regelreserveanbieter informiert die betroffenen Bilanzkreisverantwortlichen der 

Technischen Einheiten (Erbringungs-Bilanzkreise) bei Beginn der Vermarktung/Bei erteilter 

Präqualifikation darüber, dass die dem jeweiligen Bilanzkreis zugeordneten Technischen 

Einheiten zur Erbringung von mFRR eingesetzt werden. 

Durch diesen Passus in der ursprünglichen Form kann der Erbringungs-BKV fordern, dass unmittelbar nach 

einem mFRR Abruf eine Meldung erfolgen muss. Dies ist ein abwicklungstechnischer Albtraum und auch 

nicht notwendig. Eventuell ist dies auch in dieser Form gar nicht erwünscht durch die ÜNB und es ist nur eine 

"falsche" Formulierung. 

Südvolt GmbH 

162 30 1 b) ii. ....Bei Fahrplandifferenzen zwischen dem mFRR-Fahrplan des vom Anschluss-ÜNB genutzten 

Bilanzkreises (MOLS-Bilanzkreis) und des Anbieter-Bilanzkreises, die nicht rechtzeitig

einvernehmlich geklärt werden konnten, gilt der Abruffahrplan des Anschluss-ÜNB 

(Fahrplanvorrangregelung) soweit kein offensichtlicher Fehler vorliegt. 

Es liegt im Interesse aller Marktteilnehmer, dass fehlerhafte Werte dann nicht zugrunde gelegt werden 

dürfen, wenn der darin liegende Fehler offensichtlich ist. Aus diesem Grund halten wir es für erforderlich,

dass in derartigen Fällen der Abruffahrplan der Anschluss-ÜNB nicht schematisch gelten darf. Ein 

offensichtlicher Fehler könnte beispielsweise sein, dass mehr abgerufen wird als der Regelreserveanbieter 

angeboten hat. Daher sollte dieser Halbsatz ergänzt werden. 

UNIPER SE 

163 30 1 b) ii. ....Bei Fahrplandifferenzen zwischen dem mFRR-Fahrplan des vom Anschluss-ÜNB genutzten 

Bilanzkreises (MOLS-Bilanzkreis) und des Anbieter-Bilanzkreises, die nicht rechtzeitig

einvernehmlich geklärt werden konnten, gilt der Abruffahrplan des Anschluss-ÜNB 

(Fahrplanvorrangregelung) soweit kein offensichtlicher Fehler vorliegt. 

Es liegt im Interesse aller Marktteilnehmer, dass fehlerhafte Werte dann nicht zugrunde gelegt werden 

dürfen, wenn der darin liegende Fehler offensichtlich ist. Aus diesem Grund halten wir es für erforderlich,

dass in derartigen Fällen der Abruffahrplan der Anschluss-ÜNB nicht schematisch gelten darf. Ein 

offensichtlicher Fehler könnte beispielsweise sein, dass mehr abgerufen wird als der Regelreserveanbieter 

angeboten hat. Daher sollte dieser Halbsatz ergänzt werden. 

VGB PowerTech e.V. 

164 30 1 b) ii. ....Bei Fahrplandifferenzen zwischen dem mFRR-Fahrplan des vom Anschluss-ÜNB genutzten 

Bilanzkreises (MOLS-Bilanzkreis) und des Anbieter-Bilanzkreises, die nicht rechtzeitig

einvernehmlich geklärt werden konnten, gilt der Abruffahrplan des Anschluss-ÜNB 

(Fahrplanvorrangregelung) soweit kein offensichtlicher Fehler vorliegt. 

Es liegt im Interesse aller Marktteilnehmer, dass fehlerhafte Werte dann nicht zugrunde gelegt werden 

dürfen, wenn der darin liegende Fehler offensichtlich ist. Aus diesem Grund halten wir es für erforderlich,

dass in derartigen Fällen der Abruffahrplan der Anschluss-ÜNB nicht schematisch gelten darf. Ein 

offensichtlicher Fehler könnte beispielsweise sein, dass mehr abgerufen wird als der Regelreserveanbieter 

angeboten hat. Daher sollte dieser Halbsatz ergänzt werden. 

EFET Deutschland 

165 30 1 b) i. 3. Satz: "unverzüglich" ersetzen mit z. B. "nach erteilter Präqualifikation" Klarstellung Trianel GmbH 



   

             

         

        

          

       

             

          

          

            

         

            

            

 

         

         

           

 

            

     

      

 

 

                
         

     

         

      

        

 

          

          

         

 

 

       

       

         

     

        

 

          

          

         

 

          

        

          

        
        

              

      

            

       

              

       

            

          

           

       

 

             

   

         

               

           

          

        

           

            

            

          

  

Nr. § Absatz Vorgeschlagene Änderung Begründung Unternehmen/ Verband etc. 

166 32 2 a) Der BDEW schlägt eine Schärfung der Formulierung vor. Im Begleitdokument ist die Vergü-tung 

von Rampen verständlich dargestellt (Energiemenge von Viertelstunde plus Rampe). Wenn man 

sich ausschließlich auf den vorgeschlagenen Gesetzestext bezieht, könnte ange-nommen 

werden, dass die Energiemenge gleichbleibt, da Rampen nicht zu 100% vergütet werden; dies 

lehnen wir ab. Die Formulierung des Begleitdokuments wird vom BDEW so ver-standen, dass 

die Energiemenge in Zukunft (bei einem 15-minütigem Abruf) 150% sein wird im Vergleich zu 

derzeit 100% (im Beispiel des Begleitdokuments: Zukünftig: 150MWh vs. 100 MWh derzeit. 

BDEW 

167 32 2 a) Dies ist im Begleitdokument verständlich dargestellt (Energiemente von Viertelstunde plus Rampe). Wenn 

man ausschliesslich den Gesetzestext liest, könnte man meinen, dass die Energiemenge gleich bleibt, da 

Rampen nicht zu 100% vergütet werden. Dies ist allerdings im Begleitsdokument so ersichtlich, weswegen 

wir davon ausgehen, dass die abzurechnende Energiemenge in Zukunft (bei einem 15-minütigem Abruf) 

150% sein wird vs. früher 100% (150MWh vs. 100 MWh im Beispiel des Begleitdokuments). 

Südvolt GmbH 

168 33 2 Für den MeRLin-Client sind (ebenso wie erfahrungsgemäß für den MOLS-Server) 

Wartungstermine erforderlich. Ebenso ist mit seltenen ungeplanten Nicht-Verfügbarkeiten zu 

rechnen. Wir schlagen daher ein Zeitkonto (z.B. 4h/Monat) für zulässige Ausfälle des 

automatischen Abrufprozesses vor 

In der Vergangenheit waren sowohl am MOLS-Server der ÜNB wie auch an unserem MOLS-Client

gelegentlich Wartungsarbeiten erforderlich. Übliche und erfahrungsgemäß notwendige 

Wartungsmaßnahmen sollten nicht zu einer Pönalisierung führen. 

EnBW Energie Baden-

Württemberg AG 

169 33 2 a) Im Fall eines Testabrufs gemäß § 27 erhält der Anbieter den Angebotspreis. Begründung siehe Anmerkung Nr. 1 Next Kraftwerke 
170 33 2 a) i. Der abzurechnende Arbeitspreis für positive Regelarbeit entspricht je Abrechnungsintervall 

und je Einzelvertrag dem Maximum aus dem jeweiligen 

Gebotspreis der Aktivierungsviertelstunde und dem für die genutzte Aktivierungsart geltenden 

grenzüberschreitenden Grenzarbeitspreis für die positive Abrufrichtung gemäß 

Preisbildungsmethode für Regelarbeit, sofern dieser verfügbar und gültig ist. 

ii. analog 

Das sich die Abrechnung einer Aktivierung (sowohl Fahrplan- als auch Direktaktivierung) über mehre 

Abrechnungsintervalle erstreckt, sollte der anzuwendende Gebotspreis genauer spezifiziert werden. Wie in 

der Modellbeschreibung, sollte auch hier auf den „Gebotspreis der Aktivierungsviertelstunde“ verwiesen 

werden. 

EnBW Energie Baden-

Württemberg AG 

171 33 2 a) i. Der abzurechnende Arbeitspreis für positive Regelarbeit entspricht je 

Abrechnungsintervall und je Einzelvertrag dem Maximum aus dem jeweiligen 

Gebotspreis der Aktivierungsviertelstunde und dem für die genutzte Aktivierungsart geltenden 

grenzüberschreitenden Grenzarbeitspreis für die positive Abrufrichtung gemäß 

Preisbildungsmethode für Regelarbeit, sofern dieser verfügbar und gültig ist. 

ii. analog 

Das sich sowohl die Abrechnung einer Aktivierung (Fahrplan- und Direktaktivierung) über mehre 

Abrechnungsintervalle erstreckt, sollte der anzuwendende Gebotspreis genauer spezifiziert werden. Wie in 

der Modellbeschreibung, sollte auch hier auf den „Gebotspreis der Aktivierungsviertelstunde“ verwiesen 

werden. 

EFET Deutschland 

172 33 2 b) Im Falle der Pönalisierung der Erreichbarkeit bittet der BDEW die ÜNB, mit Augenmaß 

vorzugehen. Insbesondere, wenn der Regelreserveanbieter aufgrund von kurzzeitigen 

technischen Problemen oder aufgrund von Wartungsarbeiten temporär nicht erreichbar ist, 

sollte dies nicht zu einer unmittelbaren Pönalisierung führen. 

BDEW 

173 33 2 b) Zusätzlich kann eine Abrechnung der Anreizkomponenten „Erreichbarkeit“, „Vorhaltung“ 

„Erbringung“ gemäß § 34 Abs. (2) erfolgen. Im Falle der Pöanlisierung der Erreichbarkeit gibt

ein monatliches Zeitkonto, das durch Wartungen/telefonische Erreichbarkeit seitens der ÜNB 

befüllt wird. Erst wenn Anbieter mehr Zeit, als in diesem Zeitkonto vorhanden ist, nicht 

automatisch erreichbar sind, greifen die Pönalen in § 34 

Um hier eine Diskriminierung zwischen ÜNB und Anbieter zu vermeiden, hier der Vorschlag für ein Zeitkonto, 

das durch Wartung/Nichterreichbarkeiten seitens ÜNB befüllt wird. Aus Anbietersicht ist es aus 

Gleichstellungssicht und Fairness nicht vertretbar, dass die ÜNB via MOLS nicht erreichbar sind und in 

dieser Zeit telefonisch abrufen, dies den Anbietern (die ebenfalls Wartungen an Merlin/mFRR vornehmen 

müssen) aber nicht gestattet ist, bzw. pönalisiert wird. Diese Wartungen/telefonischen Abrufe kommen 

seitens ÜNB durchaus häufig vor. Zuletzt in unserem Fall am 22.6.2020 

Südvolt GmbH 

174 34 2 a) Präzisierung erwünscht Wir halten eine Präzisierung für wünschenswert, wie die Zeitkomponente zur Ermittlung der 

Anreizkomponente "Vorhaltung" genau bestimmt wird. 

Wir verstehen die Berechnung der Anreizkomponente "Vorhaltung" so, dass die Anreize Komponente 

Vorhaltung lediglich für die Zeitanteile berechnet wird, in denen die Leistung nicht zu Verfügung steht, Bei 

der Kalkulation wird auf die übermittelten Daten zurückgegriffen. Somit wird sichergestellt, dass ein 

kurzfristiger Ausreißer von wenigen Sekunden mit einer deutlich geringeren Anreizkomponente abgerechnet 

wird als ein Ausfall über die komplette Viertelstunde. Ist dies korrekt? 

Grundsätzlich halten wir es für zentral, dass ein nur kurzzeitiger Ausreißer von wenigen Sekunden in 

Richtung Untererfüllung nicht auf die selbe Stufe gestellt wie eine dauerhafte Untererfüllung für die gesamte 

Viertelstunde. Sonst würde der Fehlanreiz gesetzt nach einer ohnehin schon aufgetretenen Untererfüllung in 

einer Viertelstunde für den Rest der Viertelstunde keine vollständige Erfüllung mehr anzustreben. 

Next Kraftwerke 



   

                   

       

          

  

               

            

          

       

             

     

            

          

           

       

           

              

 

     

          

           

        

           

            

       

   

  

      

        

     

             

          

         

         

         

 

        

      

       

        

      

           

        

            

          

     

             

             

           

            

   

 

      

        

     

             

          

         

         

         

  

Nr. § Absatz Vorgeschlagene Änderung Begründung Unternehmen/ Verband etc. 

175 34 2 a) Streichung der Anreizkomponente Erreichbarkeit §34 2 a) i. Aus unserer Sicht ist nicht nachvollziehbar, warum zukünftig der Anspruch auf den Leistungspreis für den 

Zeitraum einer Störung des automatischen Kommunikationssystems entfällt, sofern der Status "telefonisch 

erreichbar" des Anbieters gegeben ist. Daher möchten wir erneut unsere Argumente aus der vergangenen 

Konsultation einbringen:

• Der Anbieter-Client (Merlin) wird im Auftrag der ÜNB von einem Dritten (Soptim AG) bereitgestellt und liegt 

somit außerhalb der Verantwortung des Anbieters. Einen Nachweis, ob eine Störung auf Anbieterseite durch 

den Client oder andere in der Kommunikationskette liegende Systeme (Datendrehscheibe via SFTP, 

Internetanbindung) verursacht wird ist nur schwierig zu erbringen. 

• Aus der Betriebserfahrung der letzten Jahre hat sich gezeigt, dass der Anbieter-Client störanfällig ist. So 

sind beispielsweise regelmäßige Neustarts erforderlich, um ungeplanten Beeinträchtigungen vorzubeugen.

• Auch treten auf ÜNB-Seite am MOLS häufig Störungen auf, die zum Ausfall der automatischen

Kommunikation führen. Zumeist erfolgte seitens der ÜNB bisher keine Information der Anbieter über das 

Vorliegen von Störungen, auch wusste das Personal in der Hauptschaltleitung oftmals zunächst nicht über 

die Störung Bescheid und konnte sie erst zeitversetzt bestätigen.

Solange die ÜNB eine Störung des MOLS nicht gemeldet haben bleibt der Anbieter im Ungewissen, ob er 

den Ausfall der automatischen Kommunikation zu vertreten hat und evtl. den Anspruch auf den 

Leistungspreis verlieren wird. 

• Aus IT-Sicherheitsgründen muss der Server des Anbieter-Clients zum Einspielen von Sicherheitsupdates 

regelmäßig neugestartet werden. Da nicht die gesamte Kommunikationskette vollständig redundant betrieben 

werden kann (laut Soptim nicht möglich), kommt es hierbei zu einem Ausfall der automatischen 

Kommunikation. Für die regelmäßig notwendigen Sicherheitupdates jeweils auf die Teilnahme an der 

Ausschreibung zu verzichten bzw. den Anspruch auf den Leistungspreis zu verlieren erachten wir als 

unsachgemäß. 

Es ist unstrittig, dass der Anbieter die MOLS-Anbindung mit hoher Sorgfaltspflicht zu betreiben hat, die 

pauschale Einkürzung des Leistungsentgelts erachten wir jedoch als unverhältnismäßig, sofern die 

telefonische Erreichbarkeit gegeben ist 

Next Kraftwerke 

176 34 2 a) iii. Falls ein Regelreserveanbieter seine Pflicht aus den Modalitäten, PQ-Bedingungen oder

Rahmenvertrag mit dem Anschluss-ÜNB während der Vorhaltung wiederholt innerhalb eines 

Monats verletzt, kommt ergänzend Buchstabe c zur Abwendung. 

Die bisherige Regelung sah für die Verstoßzahl keine zeitliche Begrenzung vor. In der ursprünglichen Form 

würden also zwei Verstöße des Regelreserveanbieters über die Gesamtvertragslaufzeit die hier bestimmten 

Rechtsfolgen auslösen. Dies erscheint vor dem Hintergrund der unbegrenzten Vertragslaufzeit 

unverhältnismäßig. Wir erachten daher eine "Quasi-Verjährung" der Verstöße aus Gründen der 

Verhältnismäßigkeit für zwingend erforderlich und halten drei Monate insoweit für ein angemessenes 

Intervall. 

UNIPER SE 

177 34 2 a) Der Regelreserveanbieter stellt dem Anschluss-ÜNB die gemäß § 8 

angeforderten und zur Verifizierung notwendigen Echtzeit-Daten nicht 

fristgerecht zur Verfügung. Die gesamte bezuschlagte Leistung gilt in

diesem Fall als nicht vorgehalten, wenn der Regelreserveanbieter dem Anschluss-ÜNB die 

Daten schuldhaft nicht fristgerecht zur Verfügung gestellt hat. 

Die bisherige Regelung knüpfte die wirtschaftlich weitreichende Rechtsfolge - nämlich die 

Nichtleistungsfiktion - an jegliche Nichtübermittlung von Daten des Regelreserveanbieters an den Anschluss-

ÜNB. Die so ausgestaltete Regelung erachten wir als unverhältnismäßig und halten die Begrenzung auf 

verschuldetes Verhalten der Regelreserveanbieter für zwingend erforderlich. Aus diesem Grund haben wir 

die Nichtleistungsfiktion auf Fälle schuldhafter Datenübermittlungsausfälle beschränkt. 

Diese Regelung sollte sich nur auf Echtzeit-Daten beziehen, da diese relevant für die Netzsteuerung sein 

können. Die Annullierung der Erbachten Leistung aufgrund, dass die Offline Daten nicht fristgerecht geliefert 

werden, ist nicht sachgerecht und angemessen. Der Regelreserveanbieter ist im eigenen Interesse bemüht 

die Daten firstgerecht zu liefern, daher sollte zumindest eine Mahnung bzw. erneute Aufforderung zur 

Datenbereitstellung in den Eskalations-Prozess aufgenommen werden. 

UNIPER SE 

178 34 2 a) iii. Falls ein Regelreserveanbieter seine Pflicht aus den Modalitäten, PQ-Bedingungen oder

Rahmenvertrag mit dem Anschluss-ÜNB während der Vorhaltung wiederholt innerhalb eines 

Monats verletzt, kommt ergänzend Buchstabe c zur Abwendung. 

Die bisherige Regelung sah für die Verstoßzahl keine zeitliche Begrenzung vor. In der ursprünglichen Form 

würden also zwei Verstöße des Regelreserveanbieters über die Gesamtvertragslaufzeit die hier bestimmten 

Rechtsfolgen auslösen. Dies erscheint vor dem Hintergrund der unbegrenzten Vertragslaufzeit 

unverhältnismäßig. Wir erachten daher eine "Quasi-Verjährung" der Verstöße aus Gründen der 

Verhältnismäßigkeit für zwingend erforderlich und halten drei Monate insoweit für ein angemessenes 

Intervall. 

VGB PowerTech e.V. 



   

        

      

       

        

      

           

        

            

          

     

             

             

           

            

   

  

        

   

               

            

           

          

  

 

 

                 

              

  

 

          

           

 

 

         
                      

 

 

            

            

      

               

        

     

 

       

           

         

          

  

             

         

       

            

          

 

 

        

      

       

        

      

           

        

            

          

      

             

             

           

            

   

 

          

           

 

 

                      

 

 

            

            

      

               

        

     

 

Nr. § Absatz Vorgeschlagene Änderung Begründung Unternehmen/ Verband etc. 

179 34 2 a) Der Regelreserveanbieter stellt dem Anschluss-ÜNB die gemäß § 8 

angeforderten und zur Verifizierung notwendigen Echtzeit-Daten nicht 

fristgerecht zur Verfügung. Die gesamte bezuschlagte Leistung gilt in

diesem Fall als nicht vorgehalten, wenn der Regelreserveanbieter dem Anschluss-ÜNB die 

Daten schuldhaft nicht fristgerecht zur Verfügung gestellt hat. 

Die bisherige Regelung knüpfte die wirtschaftlich weitreichende Rechtsfolge - nämlich die 

Nichtleistungsfiktion - an jegliche Nichtübermittlung von Daten des Regelreserveanbieters an den Anschluss-

ÜNB. Die so ausgestaltete Regelung erachten wir als unverhältnismäßig und halten die Begrenzung auf 

verschuldetes Verhalten der Regelreserveanbieter für zwingend erforderlich. Aus diesem Grund haben wir 

die Nichtleistungsfiktion auf Fälle schuldhafter Datenübermittlungsausfälle beschränkt. 

Diese Regelung sollte sich nur auf Echtzeit-Daten beziehen, da diese relevant für die Netzsteuerung sein 

können. Die Annullierung der Erbachten Leistung aufgrund, dass die Offline Daten nicht fristgerecht geliefert 

werden, ist nicht sachgerecht und angemessen. Der Regelreserveanbieter ist im eigenen Interesse bemüht 

die Daten firstgerecht zu liefern, daher sollte zumindest eine Mahnung bzw. erneute Aufforderung zur 

Datenbereitstellung in den Eskalations-Prozess aufgenommen werden. 

VGB PowerTech e.V. 

180 34 2 a) Die Anreizkomponente "Erreichbarkeit" darf nur wirksam werden, wenn der MOLS-Client 

innerhalb eines Monats wiederholt nicht erreichbar ist. 

Die Anreizkomponente ermöglicht es dem ÜNB, die Vergütung zu kürzen, wenn der Anbieter nicht über den 

MOLS-Client erreichbar ist, sondern nur telefonisch. Dies ist aus unserer Sicht eine unangemessen hohe

Anforderung an die Verfügbarkeit des MOLS-Client, die im übrigen auch vom seitens der ÜNB betriebene 

MOLS-Server nicht erreicht wird. Deshalb ist aus unserer Sicht eine entsprechende Schwellwertregelung 

erforderlich und einzuführen. 

EnBW Energie Baden-

Württemberg AG 

181 34 2 a) ii 2: streichen oder anderen Anreiz benennen Es geht um die Leistungsvorhaltung. Eine Pönalisierung durch einen Arbeitspreis ist nicht sachgerecht. 

Ebenfalls ist zum Zeitpunkt der Vermarktung nicht klar, wie hoch diese Anreizkomponente im Falle der 

Aktivierung werden kann. 

MVV Energie AG 

182 34 2 a) i 2: streichen Systeme zum Abruf auf Basis von Dateiaustausch haben selten Fehler. Dafür ist explizit ein

Ausweichprozess (Telefon) vorgesehen. Die ÜNB nutzen diesen auch häufiger, wenn es systemweite MOLS 

Störungen gibt. 

MVV Energie AG 

183 34 2 a) §34 2 a ii.1.d, siehe §16 1 a iv.: Online-Daten, schuldhaft MVV Energie AG 
184 34 2 a) §34 2 a ii.2, siehe §16 1 c: streichen mFRR: im Gegensatz zur FCR greift die Pönale nicht nur in einer "Bewährungsphase", sondern direkt bei der 

ersten Pflichtverletzung. 

MVV Energie AG 

185 34 2 a) §34 2 a iii.: Falls ein Regelreserveanbieter seine Pflicht aus den Modalitäten, PQ-Bedingungen

oder Rahmenvertrag mit dem Anschluss-ÜNB während der Vorhaltung innerhalb von 3 Monaten 

wiederholt verletzt, kommt ergänzend Buchstabe c zur Abwendung. 

vgl. §16 1 b: Die Verstoßzahl bei einer Pflichtverletzung sollte zeitlich begrenzt werden. In der ursprünglichen 

Form würden schon zwei Verstöße des Regelreserveanbieters über die gesamte (unbegrenzte) 

Vertragslaufzeit die hier bestimmten Rechtsfolgen auslösen. Dies erscheint uns unverhältnismäßig. 

MVV Energie AG 

186 34 2 a) 34 Abs. 2 a II. 1. d. 

Der Regelreserveanbieter stellt dem Anschluss-ÜNB die gemäß § 8 angeforderten und zur 

Verifizierung notwendigen Daten nicht fristgerecht zur Verfügung und dies wird durch eine 

Störung beim Regelreserveanbieter verursacht. Die gesamte bezuschlagte Leistung gilt in 

diesem Fall als nicht vorgehalten. 

Die gesamte Leistung soll als nicht vorgehalten gelten. Hier wird nicht danach differenziert, in welcher 

Sphäre eine Unterbrechung verursacht ist. Das hieße im ungerechtesten Fall, dass der Anbieter seine

Vorhaltepflicht verletzten würde, wenn der Anschluss-ÜNB seine Datenverbindung nicht aufrechterhalten 

kann. Dies kann so nicht gerecht und nicht gewollt sein. Entsprechend sollte eine Anpassung dahingehend 

erfolgen, dass ausschließlich dann die gesamte Leistung als nicht vorgehalten gilt, wenn dies der Sphäre 

des Anbieters zuzuordnen ist. 

Statkraft Markets GmbH 

187 34 2 a) Der Regelreserveanbieter stellt dem Anschluss-ÜNB die gemäß § 8 

angeforderten und zur Verifizierung notwendigen Echtzeit-Daten nicht 

fristgerecht zur Verfügung. Die gesamte bezuschlagte Leistung gilt in

diesem Fall als nicht vorgehalten, wenn der Regelreserveanbieter dem Anschluss-ÜNB die 

Daten schuldhaft nicht fristgerecht zur Verfügung gestellt hat. 

Die bisherige Regelung knüpfte die wirtschaftlich weitreichende Rechtsfolge - nämlich die 

Nichtleistungsfiktion - an jegliche Nichtübermittlung von Daten des Regelreserveanbieters an den Anschluss-

ÜNB. Die so ausgestaltete Regelung erachten wir als unverhältnismäßig und halten die Begrenzung auf 

verschuldetes Verhalten der Regelreserveanbieter für zwingend erforderlich. Aus diesem Grund haben wir 

die Nichtleistungsfiktion auf Fälle schuldhafter Datenübermittlungsausfälle beschränkt. 

Diese Regelung sollte sich nur auf Echtzeit-Daten beziehen, da diese relevant für die Netzsteuerung sein 

können. Die Annullierung der Erbachten Leistung aufgrund, dass die Offline Daten nicht fristgerecht geliefert 

werden, ist nicht sachgerecht und angemessen. Der Regelreserveanbieter ist im eigenen Interesse bemüht 

die Daten firstgerecht zu liefern, daher sollte zumindest eine Mahnung bzw. erneute Aufforderung zur 

Datenbereitstellung in den Eskalations-Prozess aufgenommen werden. 

EFET Deutschland 

188 34 2 a) i 2: streichen Systeme zum Abruf auf Basis von Dateiaustausch haben selten Fehler. Dafür ist explizit ein

Ausweichprozess (Telefon) vorgesehen. Die ÜNB nutzen diesen auch häufiger, wenn es systemweite MOLS 

Störungen gibt. 

EFET Deutschland 

189 34 2 a) §34 2 a ii.2, siehe §16 1 c: streichen mFRR: im Gegensatz zur FCR greift die Pönale nicht nur in einer "Bewährungsphase", sondern direkt bei der 

ersten Pflichtverletzung. 

EFET Deutschland 

190 34 2 a) §34 2 a iii.: Falls ein Regelreserveanbieter seine Pflicht aus den Modalitäten, PQ-Bedingungen

oder Rahmenvertrag mit dem Anschluss-ÜNB während der Vorhaltung innerhalb von 3 Monaten 

wiederholt verletzt, kommt ergänzend Buchstabe c zur Abwendung. 

vgl. §16 1 b: Die Verstoßzahl bei einer Pflichtverletzung sollte zeitlich begrenzt werden. In der ursprünglichen 

Form würden schon zwei Verstöße des Regelreserveanbieters über die gesamte (unbegrenzte) 

Vertragslaufzeit die hier bestimmten Rechtsfolgen auslösen. Dies erscheint uns unverhältnismäßig. 

EFET Deutschland 



   

         

        

      

             

          

         

         

         

 

         

        

      

             

          

         

         

         

  

              

          

 

 

              

          

 

 

         

         

           

           

         

       

             

          

         

         

         

 

            

         

          

            

          

     

              

             

           

            

   

 

         

         

          

           

         

       

             

          

         

         

         

  

            

         

          

            

          

     

              

             

           

            

   

  

          
         

         

            

         

          

 

            

           

          

 

Nr. § Absatz Vorgeschlagene Änderung Begründung Unternehmen/ Verband etc. 

191 34 2 b) ii. Falls ein Regelreserveanbieter seine Pflicht aus den Modalitäten, PQ-Bedingungen oder

Rahmenvertrag mit dem Anschluss-ÜNB während Erbringung wiederholtinnerhalb von drei 

Monaten verletzt, kommt ergänzend Buchstabe c) zur Anwendung. 

Die bisherige Regelung sah für die Verstoßzahl keine zeitliche Begrenzung vor. In der ursprünglichen Form 

würden also zwei Verstöße des Regelreserveanbieters über die Gesamtvertragslaufzeit die hier bestimmten 

Rechtsfolgen auslösen. Dies erscheint vor dem Hintergrund der unbegrenzten Vertragslaufzeit 

unverhältnismäßig. Wir erachten daher eine "Quasi-Verjährung" der Verstöße aus Gründen der 

Verhältnismäßigkeit für zwingend erforderlich und halten drei Monate insoweit für ein angemessenes 

Intervall. 

UNIPER SE 

192 34 2 b) ii. Falls ein Regelreserveanbieter seine Pflicht aus den Modalitäten, PQ-Bedingungen oder

Rahmenvertrag mit dem Anschluss-ÜNB während Erbringung wiederholtinnerhalb von drei 

Monaten verletzt, kommt ergänzend Buchstabe c) zur Anwendung. 

Die bisherige Regelung sah für die Verstoßzahl keine zeitliche Begrenzung vor. In der ursprünglichen Form 

würden also zwei Verstöße des Regelreserveanbieters über die Gesamtvertragslaufzeit die hier bestimmten 

Rechtsfolgen auslösen. Dies erscheint vor dem Hintergrund der unbegrenzten Vertragslaufzeit 

unverhältnismäßig. Wir erachten daher eine "Quasi-Verjährung" der Verstöße aus Gründen der 

Verhältnismäßigkeit für zwingend erforderlich und halten drei Monate insoweit für ein angemessenes 

Intervall. 

VGB PowerTech e.V. 

193 34 2 b) i 2: streichen oder anderen Anreiz benennen Grenzarbeitspreis als "Anreiz" ist ein unkalkulierbares Risiko für den Anbieter. Dieser Preis ist ihm vorher 

nicht bekannt. Er muss also eine Versicherungsprämie auf den Arbeitspreis legen, um sich gegen 

Untererfüllung abzusichern. 

MVV Energie AG 

194 34 2 b) i 2: streichen oder anderen Anreiz Grenzarbeitspreis als "Anreiz" ist ein unkalkulierbares Risiko für den Anbieter. Dieser Preis ist ihm vorher 

nicht bekannt. Er muss also eine Versicherungsprämie auf den Arbeitspreis legen, um sich gegen 

Untererfüllung abzusichern. 

EFET Deutschland 

195 34 2 c) c) Falls ein Regelreserveanbieter seine Pflicht aus den Modalitäten, PQ-Bedingungen oder

Rahmenvertrag mit dem Anschluss-ÜNB während der Vorhaltung oder Erbringung wiederholt

innerhalb von drei Monaten oder grob verletzt, so kann der Anschluss-ÜNB vom 

Regelreserveanbieter einfordern eine Stellungnahme zu den Verstößen und einen Plan für

Abhilfemaßnahmen zur Prüfung vorzulegen. Außerdem kann der Anschluss-ÜNB eine 12­

monatige Bewährungsphase aussprechen. Zu groben Verletzungen zählen insbesondere: 

Die bisherige Regelung sah für die Verstoßzahl keine zeitliche Begrenzung vor. In der ursprünglichen Form 

würden also zwei Verstöße des Regelreserveanbieters über die Gesamtvertragslaufzeit die hier bestimmten 

Rechtsfolgen auslösen. Dies erscheint vor dem Hintergrund der unbegrenzten Vertragslaufzeit 

unverhältnismäßig. Wir erachten daher eine "Quasi-Verjährung" der Verstöße aus Gründen der 

Verhältnismäßigkeit für zwingend erforderlich und halten drei Monate insoweit für ein angemessenes 

Intervall. 

UNIPER SE 

196 34 2 c) ii. die schuldhafte Übermittlung keiner oder nicht korrekt gebildeter Echtzeit-Werte oder Daten 

gemäß § 8 (z.B. Unterbrechung der Datenverbindung über mehr als 30 Sekunden) oder 

Nichtleistungsfiktion - an jegliche Nichtübermittlung von Daten des Regelreserveanbieters an den Anschluss-

ÜNB. Die so ausgestaltete Regelung erachten wir als unverhältnismäßig und halten die Begrenzung auf 

verschuldetes Verhalten der Regelreserveanbieter für zwingend erforderlich. Aus diesem Grund haben wir 

die Nichtleistungsfiktion auf Fälle schuldhafter Datenübermittlungsausfälle beschränkt. 

Diese Regelung sollte sich nur auf Online-Daten beziehen, da diese relevant für die Netzsteuerung sein 

können. Die Annullierung der Erbachten Leistung aufgrund, dass die Offline Daten nicht fristgerecht geliefert 

werden, ist nicht sachgerecht und angemessen. Der Regelreserveanbieter ist im eigenen Interesse bemüht 

die Daten firstgerecht zu liefern, daher sollte zumindest eine Mahnung bzw. erneute Aufforderung zur 

Datenbereitstellung in den Eskalations-Prozess aufgenommen werden. 

UNIPER SE 

197 34 2 c) c) Falls ein Regelreserveanbieter seine Pflicht aus den Modalitäten, PQ-Bedingungen oder

Rahmenvertrag mit dem Anschluss-ÜNB während der Vorhaltung oder Erbringung wiederholt

innerhalb von drei Monaten wiederholt oder grob verletzt, so kann der Anschluss-ÜNB vom 

Regelreserveanbieter einfordern eine Stellungnahme zu den Verstößen und einen Plan für

Abhilfemaßnahmen zur Prüfung vorzulegen. Außerdem kann der Anschluss-ÜNB eine 12­

monatige Bewährungsphase aussprechen. Zu groben Verletzungen zählen insbesondere: 

Die bisherige Regelung sah für die Verstoßzahl keine zeitliche Begrenzung vor. In der ursprünglichen Form 

würden also zwei Verstöße des Regelreserveanbieters über die Gesamtvertragslaufzeit die hier bestimmten 

Rechtsfolgen auslösen. Dies erscheint vor dem Hintergrund der unbegrenzten Vertragslaufzeit 

unverhältnismäßig. Wir erachten daher eine "Quasi-Verjährung" der Verstöße aus Gründen der 

Verhältnismäßigkeit für zwingend erforderlich und halten drei Monate insoweit für ein angemessenes 

Intervall. 

VGB PowerTech e.V. 

198 34 2 c) ii. die schuldhafte Übermittlung keiner oder nicht korrekt gebildeter Echtzeit-Werte oder Daten 

gemäß § 8 (z.B. Unterbrechung der Datenverbindung über mehr als 30 Sekunden) oder 

Nichtleistungsfiktion - an jegliche Nichtübermittlung von Daten des Regelreserveanbieters an den Anschluss-

ÜNB. Die so ausgestaltete Regelung erachten wir als unverhältnismäßig und halten die Begrenzung auf 

verschuldetes Verhalten der Regelreserveanbieter für zwingend erforderlich. Aus diesem Grund haben wir 

die Nichtleistungsfiktion auf Fälle schuldhafter Datenübermittlungsausfälle beschränkt. 

Diese Regelung sollte sich nur auf Online-Daten beziehen, da diese relevant für die Netzsteuerung sein 

können. Die Annullierung der Erbachten Leistung aufgrund, dass die Offline Daten nicht fristgerecht geliefert 

werden, ist nicht sachgerecht und angemessen. Der Regelreserveanbieter ist im eigenen Interesse bemüht 

die Daten firstgerecht zu liefern, daher sollte zumindest eine Mahnung bzw. erneute Aufforderung zur 

Datenbereitstellung in den Eskalations-Prozess aufgenommen werden. 

VGB PowerTech e.V. 

199 34 2 c) siehe §16 1b oben: ii und iii streichen, "wiederholt" konkretisieren. MVV Energie AG 
200 34 2 c) Falls ein Regelreserveanbieter seine Pflicht aus den Modalitäten, PQ-Bedingungen oder

Rahmenvertrag mit dem Anschluss-ÜNB während der Vorhaltung oder Erbringung wiederholt 

oder grob verletzt, so muss der Regelreserveanbieter die Möglichkeit der Stellungnahme zu den

Verstößen haben und der Anschluss-ÜNB kann einfordern, einen Plan für Abhilfemaßnahmen 

zur Prüfung vorzulegen. Außerdem kann der Anschluss-ÜNB eine bis zu 12-monatige 

Bewährungsphase aussprechen. 

Bei einem Verstoß gegen die Modalitäten muss dem Regelreserveanbieter immer die Möglichkeit gegeben 

werden, zu dem Verstoß Stellung nehmen zu können, bevor zusätzliche Pönalen ausgesprochen werden. 

Zudem sollte die Bewährungsphase nicht pauschal sondern maximal 12 Monate betragen. 

Statkraft Markets GmbH 



   

      

             

       

     

             

             

          

          

 

            

         

          

            

          

     

              

             

           

            

   

 

            

             

             

            

         

            

        

          

      

          

         

        

        

   

        

            

            

           

         

         

       

         

           

             

           

        

         

            

            

              

        

 

          

         

        

        

   

        

            

            

           

         

         

       

         

           

             

           

        

         

            

            

              

        

  

Nr. § Absatz Vorgeschlagene Änderung Begründung Unternehmen/ Verband etc. 

201 34 2 c) 34 Abs. 2 c. ii 

die Übermittlung keiner oder nicht korrekt gebildeter Werte oder Daten gemäß § 8 (z.B. 

Unterbrechnung der Datenverbindung über mehr als 30 Sekunden), wenn dies aufgrund von 

Problemen auf Seiten des Regelreserveanbieters geschieht, 

Die Nichtübermittlung darf nicht pauschal zu einer groben Pflichtverletzung führen. Hier wird nicht danach 

differenziert wird, was Grund der Nichtübermittlung ist. Besteht der Grund in der Sphäre des Netzbetreibers, 

z.B. indem dort die Datenverbindung unterbrochen ist, ist es nicht sachgerecht, dass dies zu einer groben 

Pflichtverletzung durch den Regelreserveanbieter führt, wenn dieser dadurch keine Daten übermitteln kann. 

Statkraft Markets GmbH 

202 34 2 c) ii. die schuldhafte Übermittlung keiner oder nicht korrekt gebildeter Echtzeit-Werte oder Daten 

gemäß § 8 (z.B. Unterbrechung der Datenverbindung über mehr als 30 Sekunden) oder 

Nichtleistungsfiktion - an jegliche Nichtübermittlung von Daten des Regelreserveanbieters an den Anschluss-

ÜNB. Die so ausgestaltete Regelung erachten wir als unverhältnismäßig und halten die Begrenzung auf 

verschuldetes Verhalten der Regelreserveanbieter für zwingend erforderlich. Aus diesem Grund haben wir 

die Nichtleistungsfiktion auf Fälle schuldhafter Datenübermittlungsausfälle beschränkt. 

Diese Regelung sollte sich nur auf Online-Daten beziehen, da diese relevant für die Netzsteuerung sein 

können. Die Annullierung der Erbachten Leistung aufgrund, dass die Offline Daten nicht fristgerecht geliefert 

werden, ist nicht sachgerecht und angemessen. Der Regelreserveanbieter ist im eigenen Interesse bemüht 

die Daten firstgerecht zu liefern, daher sollte zumindest eine Mahnung bzw. erneute Aufforderung zur 

Datenbereitstellung in den Eskalations-Prozess aufgenommen werden. 

EFET Deutschland 

203 34 6 Der BDEW lehnt die unabhängige Abrechnung von Mehrkosten ab. Soweit die Mehrkosten des 

ÜNB durch die Pönale gedeckt sind, ist von deren Abrechnung gegenüber dem Anbieter abzu­

sehen. Zweck der Pönale ist es, die Anbieter zur Erbringungstreue anzuhalten und nicht die 

Netzentgelte allein durch Einnahme von Pönalen zu senken. Die Anreizwirkung durch die

Pönale bleibt auch bei Verrechnung mit den Mehrkosten auf ÜNB-Seite weiterhin bestehen.

Der ÜNB darf nicht die Möglichkeit haben, unbegrenzt Kostenarten unter diesen Punkt zu 

subsumieren. Insbesondere im Rahmen einer einheitlichen europäischen Regelung müssen die 

ansetzbaren Kostenarten aufgeführt werden. Vor allem würden unbegrenzte Mehrkosten ein 

finanzielles Risiko in unbegrenzter Höhe für die Regelreserveanbieter darstellen 

BDEW 

204 34 6 Nachgewiesene Mehrkosten für die Ersatzversorgung des Anschluss-ÜNB, die durch die nicht

oder nicht vollständige Vorhaltung und/oder Erbringung oder die Übererfüllung der Anforderung 

durch den Regelreserveanbieter entstehen, hat der Regelreserveanbieter zu erstatten. 

Zahlungen aus den Anreizkomponenten „Erreichbarkeit“, „Vorhaltung“ und „Erbringung“ für 

dieselbe Pflichtverletzung werden abgezogen. 

Die bisherige Regelung sah eine Haftung des Regelreserveanbieters für "nachgewiesene Mehrkosten" vor, 

ohne diese sachgerecht zu begrenzen. Wir halten die konsultierte Regelung daher für zu weitreichend und 

schlagen - entsprechend der heute geltenden Regelung - die Begrenzung auf "nachgewiesene Mehrkosten 

der Ersatzversorgung" vor. Ferner sieht die konsultierte Regelung im Fall der vom 

Regelreserveenergieanbieter nicht bzw. nicht vollständig erbrachten Vorhaltung, Erbringung und/oder

Übererfüllung seine verschuldensunabhängige Haftung für die Mehrkosten (der Ersatzversorgung) des 

Anschluss-ÜNB vor. Die vorgeschlagene verschuldensunabhängige Haftung des Regelreserveanbieters ist 

unverhältnismäßig. Seine Haftung muss daher auf das ihm zurechenbare Verhalten beschränkt werden. Wir 

halten die Haftungsbeschränkung für schuldhaft verursachte Schäden im Sinne der Verhältnismäßigkeit für 

zwingend geboten. Aus diesem Grund haben wir in dem Textvorschlag sowohl die Nichtvorhaltung, als auch

die nicht vollständige Vorhaltung ebenso wie die Übererfüllung mit dem Zusatz "schuldhaft" auf das 

angemessene Haftungsmaß (Vorsatz & Fahrlässigkeit) begrenzt. Soweit die Beschlusskammer unserem 

Vorschlag zur Begrenzung der erstattungsfähigen Kosten auf die nachgewiesenen Mehrkosten der 

Ersatzversorgung nicht folgen sollte, erachten wir es für erforderlich zu ergänzen, dass der vom 

Regelreserveanbieter zu erstattende Schaden - soweit er von den "nachgewiesenen Mehrkosten" umfasst 

wäre - nicht über die gesetzlichen Haftungsgrenzen der Netzbetreiber hinausgehen darf, weshalb wir in 

diesem Fall eine Referenz auf § 18 NAV für erforderlich halten. 

UNIPER SE 

205 34 6 Nachgewiesene Mehrkosten für die Ersatzversorgung des Anschluss-ÜNB, die durch die nicht

oder nicht vollständige Vorhaltung und/oder Erbringung oder die Übererfüllung der Anforderung 

durch den Regelreserveanbieter entstehen, hat der Regelreserveanbieter zu erstatten. 

Zahlungen aus den Anreizkomponenten „Erreichbarkeit“, „Vorhaltung“ und „Erbringung“ für 

dieselbe Pflichtverletzung werden abgezogen. 

Die bisherige Regelung sah eine Haftung des Regelreserveanbieters für "nachgewiesene Mehrkosten" vor, 

ohne diese sachgerecht zu begrenzen. Wir halten die konsultierte Regelung daher für zu weitreichend und 

schlagen - entsprechend der heute geltenden Regelung - die Begrenzung auf "nachgewiesene Mehrkosten 

der Ersatzversorgung" vor. Ferner sieht die konsultierte Regelung im Fall der vom 

Regelreserveenergieanbieter nicht bzw. nicht vollständig erbrachten Vorhaltung, Erbringung und/oder

Übererfüllung seine verschuldensunabhängige Haftung für die Mehrkosten (der Ersatzversorgung) des 

Anschluss-ÜNB vor. Die vorgeschlagene verschuldensunabhängige Haftung des Regelreserveanbieters ist 

unverhältnismäßig. Seine Haftung muss daher auf das ihm zurechenbare Verhalten beschränkt werden. Wir 

halten die Haftungsbeschränkung für schuldhaft verursachte Schäden im Sinne der Verhältnismäßigkeit für 

zwingend geboten. Aus diesem Grund haben wir in dem Textvorschlag sowohl die Nichtvorhaltung, als auch

die nicht vollständige Vorhaltung ebenso wie die Übererfüllung mit dem Zusatz "schuldhaft" auf das 

angemessene Haftungsmaß (Vorsatz & Fahrlässigkeit) begrenzt. Soweit die Beschlusskammer unserem 

Vorschlag zur Begrenzung der erstattungsfähigen Kosten auf die nachgewiesenen Mehrkosten der 

Ersatzversorgung nicht folgen sollte, erachten wir es für erforderlich zu ergänzen, dass der vom 

Regelreserveanbieter zu erstattende Schaden - soweit er von den "nachgewiesenen Mehrkosten" umfasst 

wäre - nicht über die gesetzlichen Haftungsgrenzen der Netzbetreiber hinausgehen darf, weshalb wir in 

diesem Fall eine Referenz auf § 18 NAV für erforderlich halten. 

VGB PowerTech e.V. 



   

             

         

         

          

             

           

           

    

  

      
              

          

         

        

        

   

        

            

            

           

         

         

       

         

           

             

           

        

         

            

            

              

        

 

              

           

          

 

             

        

        

          

          

  

             

        

        

  

           

       

        

         

            

       
  

      

  

            

        

          

      

 

 

          

        

    

     

           

       

           

    

  

 

Nr. § Absatz Vorgeschlagene Änderung Begründung Unternehmen/ Verband etc. 

206 34 6 streichen Ist bereits über die Pönale abgedeckt. Eine Nachvollziehbarkeit eines solchen Nachweises ist praktisch nicht 

umsetzbar. 

ENGIE Deutschland AG 

207 34 6 Eine zu leistende Pönalzahlung sollte in der Berechnung entstandener Mehrkosten 

berücksichtigt und von diesen abgezogen werden. Die darüber hinaus verbleibenden

Mehrkosten sollten vom Anschluss-ÜNB gegenüber dem Anbieter für Regelreserveanbieter in 

Rechnung gestellt werden. 

Neben der Erteilung einer Pönalzahlung sollte keine weitere Kostenposition ggü. dem Anbieter von 

Regelreserve geltend gemacht werden, sofern die entstandenen Mehrkosten bereits abgedeckt sind. Die 

Anreizwirkung für die Anbieter durch eine verschärfte Pönale bleibt auch bei einer möglichen 

Mehrkostenverrechnung beim Anschluss-ÜNB weiterhin bestehen. 

Lausitz Energie Kraftwerke 

AG 

208 34 6 siehe §16 3 oben: Mehrkosten der Ersatzversorgung, schuldhaft MVV Energie AG 
209 34 6 streichen Mehrkosten des ÜNB sind über die Pönale abgedeckt. Eine darüber hinausgehende Erstattung führt zu einer 

Überpönalisierung. 

Statkraft Markets GmbH 

210 34 6 Nachgewiesene Mehrkosten für die Ersatzversorgung des Anschluss-ÜNB, die durch die nicht

oder nicht vollständige Vorhaltung und/oder Erbringung oder die Übererfüllung der Anforderung 

durch den Regelreserveanbieter entstehen, hat der Regelreserveanbieter zu erstatten. 

Zahlungen aus den Anreizkomponenten „Erreichbarkeit“, „Vorhaltung“ und „Erbringung“ für 

dieselbe Pflichtverletzung werden abgezogen. 

Die bisherige Regelung sah eine Haftung des Regelreserveanbieters für "nachgewiesene Mehrkosten" vor, 

ohne diese sachgerecht zu begrenzen. Wir halten die konsultierte Regelung daher für zu weitreichend und 

schlagen - entsprechend der heute geltenden Regelung - die Begrenzung auf "nachgewiesene Mehrkosten 

der Ersatzversorgung" vor. Ferner sieht die konsultierte Regelung im Fall der vom 

Regelreserveenergieanbieter nicht bzw. nicht vollständig erbrachten Vorhaltung, Erbringung und/oder

Übererfüllung seine verschuldensunabhängige Haftung für die Mehrkosten (der Ersatzversorgung) des 

Anschluss-ÜNB vor. Die vorgeschlagene verschuldensunabhängige Haftung des Regelreserveanbieters ist 

unverhältnismäßig. Seine Haftung muss daher auf das ihm zurechenbare Verhalten beschränkt werden. Wir 

halten die Haftungsbeschränkung für schuldhaft verursachte Schäden im Sinne der Verhältnismäßigkeit für 

zwingend geboten. Aus diesem Grund haben wir in dem Textvorschlag sowohl die Nichtvorhaltung, als auch

die nicht vollständige Vorhaltung ebenso wie die Übererfüllung mit dem Zusatz "schuldhaft" auf das 

angemessene Haftungsmaß (Vorsatz & Fahrlässigkeit) begrenzt. Soweit die Beschlusskammer unserem 

Vorschlag zur Begrenzung der erstattungsfähigen Kosten auf die nachgewiesenen Mehrkosten der 

Ersatzversorgung nicht folgen sollte, erachten wir es für erforderlich zu ergänzen, dass der vom 

Regelreserveanbieter zu erstattende Schaden - soweit er von den "nachgewiesenen Mehrkosten" umfasst 

wäre - nicht über die gesetzlichen Haftungsgrenzen der Netzbetreiber hinausgehen darf, weshalb wir in 

diesem Fall eine Referenz auf § 18 NAV für erforderlich halten. 

EFET Deutschland 

211 34 6 Klarstellung der möglichen Kostenarten Die hier ansetzbaren Kostenarten zur Erstattung durch den Anbieter müssen mit konsultiert werden und 

sollten abschließend aufgeführt werden. Der Anbieter muss in die Lage versetzt werden, die Höhe seines 

Risikos zu kalkulieren, da diese Regelung schon bei schuldlosem oder leicht fahrlässigem Verhalten greifen 

könnte. 

Trianel GmbH 

212 34 Die Pönale bei Verstoß gegen die Modalitäten sollte nicht über die Pönale im vorangegangen 

Vertrag hinausgehen. Eine pauschale Pönalisierung mit dem grenzüberschreitenden 

Grenzarbeitspreis stellt eine unverhältnismäßige Härte dar, da dieser ein Vielfaches über den

eigenen Gebotspreis liegen kann. Eine Überpönalisierung würde den deutschen Markt im 

europäischen Vergleich von Anfang schlechter stellen und somit seine Wettbewerbsfähigkeit 

schmälern. 

TIWAG-Tiroler Wasserkraft 

AG 

213 34 Die Pönale bei Verstoß gegen die Modalitäten sollte nicht über die Pönale im vorangegangen 

Vertrag hinausgehen. Eine pauschale Pönalisierung mit dem grenzüberschreitenden 

Grenzarbeitspreis stellt eine unverhältnismäßige Härte dar, da dieser ein Vielfaches über den 

eigenen Gebotspreis liegen kann.

Eine Überpönalisierung würde den deutschen Markt im europäischen Vergleich von Anfang 

schlechter stellen und somit seine Wettbewerbsfähigkeit schmälern. 

Es muss gewährleistet sein, dass eine eskalationsbasierte Pönalisierung erfolgt. Bei einem 

Verstoß gegen die Modalitäten sollte dem Regelreserveanbieter die Möglichkeit gegeben wer­

den, zu dem Verstoß Stellung nehmen zu können. Auch sollte die vorgesehen 

Bewährungsphase auf bis zu 12 Monate anberaumt werden. 

BDEW 

214 34 tbd ENGIE Deutschland AG 
215 34 Der beschriebene Eskalationsprozess ist unbedingt mit entsprechenden europäischen 

Regelungen zu harmonisieren. 

Vor dem Hintergrund der Einführung der gemeinsamen EU-Plattformen MARI und Picasso kann der 

beschriebene Eskalationsprozess einen erheblichen Wettbewerbsnachteil für deutsche Anbieter ggü 

ausländischen Anbietern darstellen. Wir sind der festen Auffassung, dass im Rahmen der euopäischen 

Harmonisierung keine Diskriminierungspotentiale durch nationale Regelungen entstehen darf. 

EnBW Energie Baden-

Württemberg AG 

216 34 Das neue System zur Pönalisierung bei Verstößen gegen die Modalitäten für 

Regelreserveanbieter sollte die bisher diesbezüglich geltenden Vertragsstrafen wenn 

überhaupt, nicht zu deutlich übersteigen. 

Weiterhin sollte das Pönalisierungssystem eskalationsbasiert aufgestellt werden. 

Die Festlegung der Bewährungsphase sollte mit Blick auf die Bemessung der Pflichtverletzung 

nicht fest, sondern flexibel auf bis zu 12 Monate erfolgen. 

Die Dauer der Bewährungsphase sollte entsprechend der Schwere des Verstoßes und nicht aufgrund der 

Anzahl der Verstöße festgelegt werden. 

Lausitz Energie Kraftwerke 

AG 

217 34 tbd EFET Deutschland 



   

                       

           

         

      

 

           

          

              

            

  

  

               

           

          

         

            

          

          

        

   

             

 

           

            

          

           

           

          

         

         

  
 

        

 

           

  

           

          

           

  

          

          

            

           

       

  

         

           

             

   
 

            

           

          

      

           

         

           

       

 

         

 

  

              

           

 

 

         

  

            

              

           

      

 

  

    

          

Nr. § Absatz Vorgeschlagene Änderung Begründung Unternehmen/ Verband etc. 

218 34 Bezüge auf ID AEP und den grenzüberschreitenden Grenzarbeitspreis durch Gebotspreis des 

Anbieters ersetzen 

Der Bezug auf den AEP erscheint hier sachfremd und wäre mit großen Risiken für den Anbieter verbunden. 

Die hier vorgesehene unter Umständen wesentlich höhere Pönalisierung als im derzeitigen Rahmenvertrag 

lehnen wir daher ab. Die gewünschte Lenkungswirkung gegen vertragswidriges Verhalten des Anbieters wird 

auch mit einem Preis nach unserem Vorschlag erreicht. 

Trianel GmbH 

219 Anhang A Grundsätzlich sollten alle Anlagen die Verpflichtung haben einen voreilenden Arbeitspunkt zu 

liefern, oder eben nicht. Dies ist im Sinne der Herstellung einer Technologieneutralität 

notwendig. 

Für die Ermittlung und Übertragung soll für alle Technologien und alle Anbieter das gleiche Regime gelten. 

Im Zusammenhang mit Vorlaufzeiten von 0 Minuten im Intraday-Markt ist das Konzept des voreilenden 

Arbeitspunktes u.u. nicht ganz zeitgemäß. 

TIWAG-Tiroler Wasserkraft 

AG 

220 Anhang B TIWAG spricht sich dafür aus, beim bestehenden System zu bleiben, sodass erst mit Beginn der 

Zeitscheibe alle Daten gesichert übertragen werden. Alternativ übermittelt der ÜNB 15 Minuten 

vor und 15 Minuten nach Vermarktung den Status EIN für die gewünschte Regelleistungsart, 

was den gleichen Effekt haben sollte, ohne dass das gesamte System umgebaut werden muss. 

Eine Prüfung einzubauen, die 15 Minuten vor Erbringung sicherstellt, dass die Werte übertragen 

werden, ist mit einem sehr hohen Aufwand verbunden: Eine eigene Logik muss programmiert 

werden, interne Signale müssen angelegt und belegt werden und bisherige die

Übertragungslogik müsste überschrieben werden. Zudem ist der Status aktuell eine Meldung 

des ÜNB und keine Anordnung. 

Der entstehende Aufwand bei einer Änderung steht in keiner Relation zum Nutzen. TIWAG-Tiroler Wasserkraft 

AG 

221 Anhang B Zuschlagsfreie Zeiten: 

Der BDEW empfiehlt, beim bestehenden System zu bleiben, sodass erst mit Beginn der Zeit­

scheibe alle Daten gesichert übertragen werden. Alternativ übermittelt der ÜNB 15 Minuten vor 

und 15 Minuten nach Vermarktung den Status EIN für die gewünschte Regelleistungsart, was 

den gleichen Effekt haben sollte, ohne dass das gesamte System umgebaut werden muss. Eine 

Prüfung einzubauen, die 15 Minuten vor Erbringung sicherstellt, dass die Werte übertra-gen 

werden, ist mit einem sehr hohen Aufwand verbunden: Eine eigene Logik muss program-miert

werden, interne Signale müssen angelegt und belegt werden und bisherige die Übertra­

gungslogik müsste überschrieben werden. Zudem ist der Status aktuell eine Meldung des ÜNB 

und keine Anordnung. 

BDEW 

222 Anhang B 

Zeitpunkt der Übermittlung der Statusmeldungen vom Reserveanbieter an das Leitsys-tem des 

ÜNB: 

Der BDEW spricht sich dafür aus, die bestehende Übertragung zu Übermittlung der 

Statusmeldungen beizubehalten. 

Anordnungen werden in der Regel spontan übertragen. Dementsprechend ist technisch sehr

aufwendig eine zyklische Übertragung pro Datenpunkt aus dem Leitsystem zu erzwingen. Mit 

den derzeitigen Systemen der Regelreserveanbieter ist dies nur für alle Anordnungen auf 

einmal möglich.

Die Übertragung aller Messwerte in wenigen Sekunden würde bedeuten, dass alle Technischen 

Einheiten nachgezogen und angepasst werden müssten. Dies würden zu einem sehr hohen 

Verbrauch im Datentransfer führen, was sehr viel höhere Kosten unter anderem für die 

Mobilfunkverbindung mit sich bringen würde. Auch das Vorhalten der Sekundenwerte in der 

Datenbank würde zur Beanspruchung von mehr Speicherkapazität führen. 

BDEW 

223 Anhang B Vorauseilender Arbeitspunkt: 

Der vorauseilende Arbeitspunkt sollte wie der Arbeitspunkt definiert werden. Es gibt Anlagen, 

die diesen Datenpunkt nicht liefern können. Grundsätzlich sollten alle Anlagen die Verpflich­

tung haben einen voreilenden Arbeitspunkt zu liefern oder eben nicht. Dies ist im Sinne der 

Herstellung einer Technologieneutralität notwendig. 

BDEW 

224 Anhang B Zuschlagsfreie Zeiten: 

Beim bestehenden System bleiben, also erst mit Beginn Zeitscheibe müssen alle Daten

gesichert übertragen werden. Alternativ übermittelt der ÜNB 15 Minuten vor und 15 Minuten 

nach Vermarktung den Status EIN für die gewünschte Regelleistungsart, was den gleichen 

Effekt haben sollte, ohne dass das gesamte System umgebaut werden muss. 

Es bedeutet einen enormen Aufwand, eine Prüfung einzubauen, die 15 Minuten vor Erbringung sicherstellt, 

dass die Werte übertragen werden: eigene Logik muss programmiert werden, interne Signale müssen

angelegt und belegt werden und bisherige Übertragungslogik muss überschrieben werden. Zudem ist der

Status aktuell eine Meldung (kommt von ÜNB) und kein Befehl. 

Südvolt GmbH 

225 Anhang B Zeitpunkt der Übermittlung der Statusmeldungen vom Reservenanbieter an das Leitsystem des 

ÜNB: 

Bei bestehender Übertragung bleiben 

Befehle werden an sich spontan übertragen und auch hier ist es technisch sehr aufwendig eine zyklische

Übertragung pro Datenpunkt aus dem Leitsystem zu erzwingen. Aktuell können wir das nur für alle Befehle 

auf einmal. 

Südvolt GmbH 

226 Anhang B Zeitpunkt der Übermittlung der Messwerte vom Reservenanbieter an das Leitsystem des ÜNB:

Bei bestehender Übertragung bleiben 

Die Übertragung aller Messwerte in wenigen Sekunden würde bedeuten, dass wir bei allen TE dies 

nachziehen müsste und anpassen müssten, wir würden somit einen sehr hohen Verbrauch im Datentransfer 

haben, was uns so auch viel höhere Kosten verursachen würde (Mobilfunk), auch das Vorhalten der 

Sekundenwerte in der Datenbank würde unnötig Speicher beanspruchen. 

Südvolt GmbH 

227 Anhang B Vorauseilender Arbeitspunkt: 

Wie bei Arbeitspunkt zu definieren 

Es gibt Anlagen (kann glaubhaft dargelegt werden), die diesen Datenpunkt nicht liefern können. Südvolt GmbH 
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228 Anhang B Zuschlagsfreie Zeiten: keine diesbezügliche Änderung des derzeitigen Datenaustauschs, also 

Pflicht zur Datenübertragung erst mit Beginn der betreffenden Zeitscheibe. Alternativ müsste der 

Anschluss-ÜNB ab 15 min vor und bis 15 min nach der betreffenden Zeitscheibe die 

Statusmeldung "EIN" für die jeweilige Regelleistungsart übermitteln. 

Die Umsetzung der Anforderung der ÜNB würde einen unverhältnismäßig hohen Aufwand und 

entsprechende Kosten bei den Anbietern für die Anpassung des Leitsystems verursachen. Daher lehnen wir 

diese Anforderung ab. 

Der hilfsweise Alternativvorschlag würde den Anpassungsaufwand wenigstens senken. 

Trianel GmbH 

229 Anhang B Zeitpunkt der Übermittlung der Statusmeldungen vom Reserveanbieter an das Leitsystem des 

ÜNB: keine diesbezügliche Änderung des derzeitigen Datenaustauschs, also Pflicht zur 

Diese Anforderung der ÜNB widerspricht der Funktionsweise üblicher Leitsysteme und wäre technisch nicht 

oder nur mit einem enormen und kostenträchtigen Aufwand umsetzbar. Eine Verhältnismäßigkeit zum Nutzen 

dieser Maßnahme ist nicht erkennbar, weshalb sie von uns abgelehnt wird. 

Trianel GmbH 

230 Anhang B Vorauseilender Arbeitspunkt: sollte wie der Arbeitspunkt definiert werden Viele vor allem kleinere Anlagen können keinen vorauseilenden Arbeitspunkt auskoppeln. Trianel GmbH 
231 Anhang B Anpassung der Schreibweise von "Reservenanbieter" an das Hauptdokument Trianel GmbH 
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